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Gr. 14067 Ausführungsbeſtimmungen 
zum Preußiſchen Jagdgeſetz (IG.) 


vom 18. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 13). 
Vom 24. Februar = 


Auf Grund der SS 7, 18 und 93 des Preußiſchen 0 vom 18. Ser 1934 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 13) wird folgende Anordnung und Bekanntmachung erlaſſen: 


Das Preußiſche Jagdgeſetz vom 18. Januar 1934 regelt das Jagdrecht einheitlich für das 
ganze Land Preußen. Lediglich auf der Inſel Helgoland wird die Jagdausübüng durch Sonder⸗ 
beſtimmungen des Landrats geregelt (§ 89 Abſ. 2). 


Die für die Landesteile Hannover, Kurheſſen und Hohenzollern geltenden Sonderrechte 
ſind aufgehoben (§ 90). Das Preußiſche Jagdgeſetz iſt für ſeinen Geltungsbereich die ausſchließ⸗ 
liche Quelle des Jagdrechts, ſoweit nicht die einſchlägigen Beſtimmungen des Reichsrechts in Frage 
kommen, in Sonderheit des BGB. und des Reichsſtrafgeſetzbuchs. Alle bisher geltenden, das 
Jagdrecht betreffenden landesrechtlichen Beſtimmungen find daher aufgehoben (S 90), jedoch ſoweit 
ſich ihre Beſtimmungen bewährt haben, in das neue Jagdgeſetz aufgenommen worden. Dies trifft 
3. B. zu für die Tier⸗ und Pflanzenſchutzverordnung vom 10. März 1933 und für andere auf 
Grund des § 30 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes erlaſſenen Anordnungen, ſoweit ſie jagdliche 
Beſtimmungen enthalten; ebenſo haben weſentliche Beſtimmungen der Verordnung über das 
Auslegen von Gift in Feld und Flur vom 16. September 1931 und die das Jagdrecht 
betreffenden Beſtimmungen der Polizeiverordnung über den äußeren Schutz der Sonn⸗ und Feier⸗ 
tage vom 23. November 1931 in dem Geſetz Aufnahme gefunden. Im übrigen knüpft das Geſetz 
an die Beſtimmungen der Preußiſchen Jagdordnung vom 15. Juli 1907 an, ſoweit dieſe den 
Anſchauungen des neuen Staates entſprechen und den veränderten Zielen dienſtbar ſind. 

Es erwies ſich jedoch als nötig, zahlreiche Beſtimmungen, die bisher durch die Jagd⸗ 
geſetzgebung nicht geregelt waren, in das Geſetz einzufügen, z. B. die Beſtimmungen über Jagd⸗ 
behörden und Jagdorganiſation, die Einführung einer Hegepflicht, die Feſtſetzung des Abſchuſſes 
für beſtimmte Wildarten und die Einſetzung eines ehrengerichtlichen Verfahrens. Dem erwei⸗ 
terten Umfang entſprechend iſt das Geſetz in 15 Abſchnitte eingeteilt. Die Ausdrücke der Waid⸗ 
8 ſind benutzt worden, ſoweit ſie allgemein üblich ſind. 


r Abſchnitt. 

Der I. Abſchnitt begrenzt den Umfang des Jagdrechts ſowohl nach der objektiven Seite 
(welche Tiere dem Jagdrecht unterliegen — § 1 —9, wie nach der ſubjektiven Seite (wer jagd⸗ 
berechtigt iſt — § 2 —). Ferner wird der Inhalt des ſubjektiven Jagdrechts erſtmalig voll 
ſtändig umgrenzt (§ 3) und der Grundgedanke, der das ganze Jagdrecht durchzieht, nämlich die 
Pflicht zur ee und 5 des Wildes, ausdrücklich ausgeſprochen. 


Zu 8 1: 
Der § 1 entſpricht im 8 ber: Selen zum 8 15 Abſ. 1 der Tier⸗ und Pflanzen⸗ 
ſchutzberordnung vom 10. März 1933, jedoch find folgende Anderungen vorgenommen worden: 
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Unter die jagdbaren Tiere ſind eingereiht: wilde Kaninchen, Robben, Steinmarder und 
Iltiſſe, ferner die Kreuzungen von Auer⸗ und Birkwild, ſämtliche Tag⸗ und Nachtraubvögel 
und ſämtliche Sumpf⸗ und Waſſervögel. Der Begriff Hochwild und Niederwild iſt in dem Geſetze 
ſo feſtgelegt, wie er bereits bisher der allgemeinen Auffaſſung entſprach. Dieſe Feſtſetzung war 
notwendig, weil im Geſetz wiederholt ein Unterſchied zwiſchen Hochwild⸗ und Niederwildrevieren 
gemacht wird. Auch ſonſt ſind wiederholt waidmänniſche Ausdrücke für beſtimmte Wildarten 
im Geſetz verankert worden, z. B. Haarwild, Federwild, Schalenwild, Raubwild uſw. 


Zu g 2: 
() An dem Grundſatze der alten Jagdordnung, daß dem Eigentümer das Jagdrecht auf 


feinem Grund und Boden zuſteht, tft feſtgehalten worden. 
) Die Beſtimmung des Abf. 3 entſpricht der Beſtimmung des §5 Abſ. 3 der Jagdordnung. 


Zu $ 8: 

(1) Das Recht, ſich Abwurfſtangen anzueignen, das bisher uneinheitlich in verſchiedenen 
Provinzen durch Verordnungen geregelt war, iſt vereinheitlicht. 

() Die Gelege der Raubvögel, mit Ausnahme der Gelege der Rohrweihe, des Hühner⸗ 
habichts und des Sperbers, dürfen nicht zerſtört werden. 


Bu 4: 

Die allgemein anerkannten Grundſätze deutſcher Waidgerechtigkeit ſind feſtgelegt in den 
jagdlichen Klaſſikern, insbeſondere in den Werken des Forſtmeiſters Frhr. v. Raesfeld „Das 
deutſche Waidwerk“ und „Die Hege in der freien Wildbahn“. Sie finden weiterhin ihren Aus⸗ 
druck in der deutſchen jagdlichen Fachpreſſe. Die Grundſätze find aufgebaut auf der Biologie 
des Wildes. 


Il. Abſchnitt. 

(1) Beſondere Jagdbehörden gab es nach der Jagdordnung nicht. Jagdpolizeibehörde 
war der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. Die Verwaltung jagdlicher Angelegen⸗ 
heiten geſchah hauptſächlich durch den Jagdvorſteher, die Jagdpolizei⸗ und Jagdaufſichtsbehörde 
(Landrat oder Regierungspräſident). i 5 

(2) Des weiteren waren beteiligt: Die Ortspolizeibehörde, der Oberpräſident, der Provinzial⸗ 
rat, der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der Miniſter des Innern, der Kreis⸗ 
(Bezirks⸗ Ausſchuß und die Verwaltungsgerichte. i 


Zu 8 5: 5 
(1) Nach dem Preußiſchen Jagdgeſetze find die Behörden weſentlich verringert und das Ver⸗ 
fahren iſt vereinfacht. Oberſte Jagdbehörde iſt der Miniſterpräſident für die geſamte preußiſche Jagd 
und das preußiſche Jagdweſen. Im übrigen liegt der Schwerpunkt der Verwaltung jagdlicher 
Angelegenheiten, ſoweit ihre Regelung eine beſondere Sachkunde vorausſetzt, bei den Jägermeiſtern. 
) Die Stellung des Jagdvorſtehers iſt im weſentlichen gegenüber der Jagdordnung 
unverändert geblieben. Das Verwaltungsſtreitverfahren iſt dort eingeführt bzw. erhalten geblieben, 
wo es ſich um Regelung von Streitigkeiten über Höhe und Verteilung der Pachtſumme (8 13 Abſ. 10, 
819 Abſ. 4) über Nichtigkeit von Jagdpachtverträgen (821) ſowie über die Feſtſetzung von Zahlungen 
für Jagd⸗ ($ 54) und Wildſchäden ($ 72) handelt. 


Zu 8 6: 2 

() Die Jägermeiſter ſollen in enger Fühlungnahme mit den für ihren Bezirk zuſtändigen 
Behörden (Ober⸗ und Regierungspräſidenten, Landforſtmeiſtern und Landräten) ihr Amt verſehen, 
ſie ſollen dieſen beſonders mit ihrem ſachverſtändigen Rate zur Seite ſtehen. Auch müſſen ſich die 
Jägermeiſter bei der Ausübung ihres Amtes, das oft zu tief in die Wirtſchaft eingreifenden Maß⸗ 
nahmen führen kann, bewußt ſein, daß ihre Tätigkeit nur dann erfolgreich ſein wird, wenn die 
berechtigten Belange der Bauernſchaft gewahrt werden. Eine ſtändige Fühlung mit den Bauern⸗ 
führern iſt daher für ſie unerläßlich. Die Jägermeiſter ſind dafür verantwortlich, daß ein ange⸗ 
meſſener Wildſtand erhalten bleibt. Unnötige Härten müſſen vermieden, Verſtöße gegen den Grund⸗ 
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asiten des Geſetzes aus Geldgier oder Jagdneid mit rückſichtsloſer Schärfe geahndet werden. In 
Sheer eigenen Jagdausübung müſſen die Jägermeiſter makellos und vorbildlich ſein. 


(2) Die Provinz⸗ und Kreisjägermeiſter führen ihr Amt ehrenamtlich, ſie ſind Beamte des 
Landesverbandes der preußiſchen Jäger, aus deſſen Mitteln ihr Perſonal- und Sachaufwand gezahlt 
wird. Da der Landesverband der preußiſchen Jäger eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes iſt, 
die der Aufſicht des Staates untergeordnet iſt und bei Erfüllung der ftaatlichen Aufgaben mitwirkt, 
ſind die Jägermeiſter mittelbare Staatsbeamte. Sie unterſtehen daher den Beſtimmungen der 
Beamtendienſtſtrafordnung vom 27 Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 59). Unmittelbarer Vorgeſetzter 
der Provinz⸗ und Kreisjägermeiſter iſt der Landesjägermeiſter, der ſeinerſeits dem Miniſter⸗ 
präſidenten (Landesforſtverwaltung) unmittelbar unterſteht. 


(3) Eine Beſtellung mehrerer Provinzjägermeiſter für eine Provinz wird ſich dann empfehlen, 
wenn die Provinz jagdwirtſchaftlich beſondere Bedeutung beſitzt oder die Entfernungen zu ausge⸗ 
dehnt ſind, um den berechtigten, an den Provinzjägermeiſter zu ſtellenden Anforderungen von einer 
Stelle aus gerecht zu werden. Das gleiche gilt für die Beſtellung der Kreisjägermeiſter; jedoch 
werden hier häufig mehrere Kreiſe unter einem Kreisjägermeiſter zuſammengefaßt werden können. 
Dies gilt beſonders für Gegenden, in denen infolge Fehlens oder ſchwachen Vorkommens von 
Schalenwild die Aufſtellung von Abſchußplänen entfällt oder nur in geringem Umfang in 
Frage kommt. 


(4) Die beim Landes- und Provinzjägermeiſter eingerichteten Jagdräte ſollen die Jägermeiſter 
vor wichtigen Entſcheidungen beraten, die Entſcheidung ſelbſt liegt beim Jägermeiſter. Die Hinzu⸗ 
ziehung von Vertretern der Bauernſchaft iſt notwendig, damit die Belange der Landwirtſchaft 
gewahrt werden. 


(6) Mit der Einführung des Titels „Jägermeiſter“ iſt eine alte mit der Überlieferung deutſchen 
Waidwerkes unlösbar verbundene Bezeichnung wieder eingeführt worden. 


Zu 8 7: 
(1) Die Entſcheidungen der Jagdbehörden ſind nach dem e des neuen Staates 
endgültig, nur in beſonderen Fällen iſt ein Beſchwerderecht gegeben. 


(2) Alle Zuſtellungen — mit Ausnahme der für Orts⸗ und Kreisbehörden üblichen und 
derjenigen im Verwaltungsſtreitverfahren — erfolgen durch eingeſchriebenen Brief. Einer Be⸗ 
glaubigung des zuzuſtellenden Schriftſtücks bedarf es nicht. 

(3) Die Zuſtellung wird mit der Aufgabe zur Poſt als bewirkt angeſehen. St die Aufgabe 
zur Poſt erfolgt, ſo iſt in den Akten zu vermerken, zu welcher Zeit und unter welcher Adreſſe die 
Aufgabe geſchehen iſt. Der Aufnahme einer Zuſtellungsurkunde bedarf es nicht. 


Zug 8: 

() Im neuen Staate kann es in allen jagdlichen Angelegenheiten nur einen Führer, 
einen Willen und dementſprechend auch nur eine Vertretung, den Landesverband der preußiſchen 
Jäger, geben, dem jeder Jagdſcheininhaber angehören muß. An Stelle der zahlreichen, in der 
liberaliſtiſchen Zeit entſtandenen und beſtehenden jagdlichen Vereine tritt die Einheitsorgani⸗ 
ſation, die in Zukunft allein entſcheidend für die Erziehung des Jägers ſein wird. 

(2) Für die zahlreichen beſtehenden jagdlichen Einzelvereine und Verbände iſt unter dem 
neuen Jagdgeſetze kein Raum mehr. Es wird erwartet, daß dieſe Vereine und Verbände ſich 
im Intereſſe der Vereinheitlichung alsbald ſelbſt auflöſen. 


() Der Erziehungsarbeit innerhalb des Landesverbandes wird es vorbehalten fein, den 
Jägerſtand zu einer ihrer Aufgabe und ihrer Ehre bewußten, in ſich geſchloſſenen Körperſchaft 
zuſammenzuſchweißen. Sie iſt nur dann durchzuführen, wenn jeder Jäger ſich durch das Leſen 
jagdlicher Fachliteratur und von Literatur über die einſchlägigen Naturſchutzfragen fortbildet. 
Der Bezug des amtlichen Verkündungsblatts des Landesverbandes der preußiſchen Jäger wird 
daher allen Inhabern von Jahresjagdſcheinen zur Pflicht gemacht. Der Heranbildung eines 
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geeigneten Nachwuchſes durch die Erziehung des Jungjägers muß der Verband ſeine beſondere 
Aufmerkſamkeit ſchenken. Der Landesverband der preußiſchen Jäger unterſteht der Aufſicht des 
Miniſterpräſidenten (Landesforſtverwaltung). 8 

(4) Der Landesverband hat jährlich einen Haushaltsplan aufzuſtellen. Die näheren Vor⸗ 
ſchriften über das Haushalts⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen erläßt der Miniſterpräſident (Landes⸗ 
forjtverwaltung) im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Finanzminiſter. 


III. Abſchnitt. 

Dieſer Abſchnitt regelt ſowohl die Bildung der Eigenjagdbezirke wie die der gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke und enthält zum Teil von dem bisher geltenden Rechte weſentlich abweichende Be⸗ 
Kinmungen, bie insbeſondere die Bildung unangemeſſen kleiner Jagdbezirke, das Beſtehen unhalt⸗ 
barer Grenzen und die Jagdausübung durch eine zu große Zahl von Jagdausübungsberechtigten 
verhindern ſollen. Das Verfahren iſt vereinfacht; die Entſcheidungen find weitgehend unter Ein⸗ 
chränkung der Befugniſſe der allgemeinen Verwaltungsbehörden und des Verwaltungsſtreitver⸗ 
ſahrens den Kreisjägermeiſtern übertragen worden. 


Zu 5 9: 

() Die Beſtimmung des 8 9 Abſ. 1 bedeutet eine der im 8 3 Abf. 2 bezeichneten Be⸗ 
ſchränkungen. Das Jagdrecht darf hiernach allgemein nur auf Jagdbezirken ausgeübt werden und 
auf Grundſtücken, die mit ſolchen vereinigt ſind. Die Vereinigung (Angliederung, Zuſchlag) erfolgt 
bei Eigenjagdbezirken durch Anſchluß und bei gemeinſchaftlichen Jagdbezirken durch Zulegung. 
Die Angliederung gilt als Pachtverhältnis. a 

() Abſ. 2 Satz 2 gilt nur dann, wenn das Jagdrecht auf dem betreffenden Grundſtücke ruht. 

(6) Im Falle des Abſ. 3 iſt das Wild der Ortspolizeibehörde zu überbringen, dieſe hat es 
lediglich dem Jagdausübungsberechtigten zur Verfügung zu ſtellen, der es abzuholen hat. 


Zu 8 10: 5 = 

() Eigenjagdbezirke find von den Grenzen der Gemeinden unabhängig, ſie gehören in jagd⸗ 
licher Hinſicht zu der Gemeinde, in der der größte Teil der Grundfläche liegt. Zu der Bildung eines 
Eigenjagdbezirkes gehört keine ausdrückliche Handlung des Eigentümers, ſondern ſie beſteht kraft 
Geſetzes. Verzichtet der Grundeigentümer auf die Bildung eines Eigenjagdbezirkes (Abſ. 6), fo 
werden die Grundflächen nach § 13 Abſ. 7 einem benachbarten Jagdbezirk angegliedert oder mit 
anderen Grundflächen zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zuſammengeſchloſſen. Der Verzicht 
kann daher nicht vor Ablauf eines über dieſe Fläche geſchloſſenen Pachtvertrags widerrufen werden. 
Verzicht und Widerruf ſind dem Kreisjägermeiſter gegenüber zu erklären. Beſtehen Zweifel dar⸗ 
über, ob die Vorausſetzungen für das Vorhandenſein eines Eigenjagdbezirkes vorliegen, ſo hat der 
Kreisjägermeiſter die Feſtſtellung hierüber endgültig zu treffen. 

() Die Mindeſtgröße eines Eigenjagdbezirkes iſt unverändert geblieben. Bei Neubildung 
von Eigenjagdbezirken dagegen iſt ſie auf 125 ha heraufgeſetzt worden. Fiſchereiflächen ſind den 
landwirtſchaftlich oder forſtwirtſchaftlich nutzbaren Flächen gleichgeſtellt worden. 101 5 

(8) Der Abſ. 2 entſpricht im weſentlichen den Beſtimmungen des § 4 Abſ. 1 Ziffer 2 der 
Jagdordnung. Neu gegeben iſt mangels Einigung vor dem Kreisjägermeiſter die ſofortige 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei Streitigkeiten über die Pachtentſchädigung bei der Zu⸗ 
legung oder beim Anſchluß fremder Grundſtücke. Dieſe Beſtimmung wiederholt ſich in den ähnlich 
liegenden Fällen des Abſ. 3 ſowie in denen des 8 13 Abſ. 6 bis 10. 

(4) Neu iſt der Abſ. 3, der davon ausgeht, daß eine Waſſerſtraße erſter Ordnung eine 
Unterbrechung des Eigenjagdbezirkes bildet. Teilſtücke, die kleiner als 75 ha ſind, werden entweder 
dem Eigenjagdbezirk oder dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke, der ſie am meiſten umſchließt, an⸗ 
gegliedert. Die Entſcheidungen in den Fällen der Abſ. 3 und 4 trifft der Kreisjägermeiſter. 

(6) Flüſſe, Wege, Eiſenbahnen und lange, ſchmale, landwirtſchaftlich oder forſtwirtſchaftlich 
nutzbare Geländeſtücke geſtatten in der Regel eine ordnungsmäßige Ausübung der Jagd nicht, ſie 
können daher allein einen Eigenjagdbezirk nicht bilden und die Verbindung zwiſchen zwei dem 


ne 
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gleichen Grundeigentümer gehörenden Grundflächen nicht herſtellen. Auf ſolchen Flächen muß 
gemäß $ 9 Abf. 2 die Jagd ruhen, oder fie müſſen, falls die ordnungsmäßige Jagdausübung auf 
ihnen durch Anſchluß an einen benachbarten Jagdbezirk ermöglicht wird, dieſem angegliedert werden 
oder mit benachbarten Grundflächen zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zuſammengeſchloſſen 
werden (5 13 Abl. 7). Darüber, ob die Vorausſetzungen hierfür vorhanden find, entſcheidet der 
Kreisjägermeiſter endgültig. 

Zu 3 11 

Während bisher gegen den Einlauf von Wild eingefriedigte Grundflächen ſtets einen Eigen 
jagdbezirk bildeten, hängt das in Zukunft bei unter 75 ha großen Flächen von der Entſcheidung 
des Kreisjägermeiſters ab. Grundflächen mit Einſprüngen oder mit Einfriedigungen, die z. B. 
Haſen nicht abhalten, gehören nicht hierunter. Jagdbare Vögel dürfen jedoch in ſolchen Jagd⸗ 
bezirken überhaupt nicht mehr geſchoſſen werden. 
Zu 9 121 

Die Beſtimmung ſchützt u. a. a re daß ſich Grundeigentümer kleinerer Grundſtücke 
gegenſeitig das Miteigentum lediglich deswegen übertragen, um auf dem ſo gebildeten Eigenjagd⸗ 
bezirke gemeinſam zu jagen. 

Zu 8 13: 

() Es iſt an den Grundſätzen feſtgehalten, daß alle Grundflächen einer Gemeinde, die nicht 
zu einem Eigenjagdbezirke gehören, den gemeinſchaftlichen Jagdbezirk bilden. Von der bei Eigen- 
jagdbezirken vorgeſehenen Vorausſetzung, daß die Grundſtücke landwirtſchaftlich oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlich nutzbar ſind, wird hier abgeſehen. Es zählen alſo z. B. auch Hofräume, Lehmgruben uſw. 
zum gemeinſamen Jagdbezirk und haben an der Jagdpacht Anteil. Im Abſ. 1 iſt die Mindeſtfläche 
der gemeinſchaftlichen Jagdbezirke von 75 ba auf 250 ha heraufgeſetzt worden. Die Abſ. 2 bis 4 
find aus der alten Jagdordnung entnommen (dort $ 16 Abſ. 1 bis 3). Die Vertretung des Jagd- 
vorſtehers richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften über die Vertretung des Dorfſchulzen, Ge 
meindeſchulzen oder Bürgermeiſters; die allgemeine Aufſicht über fie wird auch in Acer Eigenſchaft 
als Jagdvorſteher von der Kommunalaufſichtsbehörde wahrgenommen. 

(2) Abſ. 5 will die Teilung eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes nach Möglichkeit einſchränken, 
dagegen wird von der im Abſ. 6 vorgeſehenen Möglichkeit der Zuſammenlegung mehrerer Jagd- 
bezirke ſtets Gebrauch zu machen ſein, wenn dies die Verhältniſſe erfordern. 

G) Die in den Abſ. 7 bis 9 zur Bereinigung ungünſtiger Grenzen gegebenen Weiſungen für 
die Kreisjägermeiſter ſind zwingender Natur, der im Abſ. 9 vorgeſehene Anſchluß von Flächen an 
große Waldreviere erſtreckt ſich nur auf Flächen, die an ſich zum gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
gehören, nicht auch auf Eigenjagdbezirke. 

Zu g 13 Abf. 12: An 

Bevor ein Jagdbezirk neu verpachtet wird, muß der Kreisjägermeiſter entſchieden haben, 
ob eine Zuſammenlegung, Begradigung uſw. erfolgen foll, damit dieſe durch den Pachtvertrag feſt⸗ 
gelegt werden kann. Erfolgt dieſe zugunſten oder zu Laſten eines anderen Jagdbezirkes, deſſen 
Verpachtung erſt in ſpäterer Zeit eintritt, ſo iſt die hierdurch eintretende Verändevung für den in 
Frage kommenden ſpäteven Zeitpunkt bereits im Pachtvertrag vorzusehen, da andernfalls 
beim Eintritt der Veränderung um mehr als 6 der Größe eine Kündigungsmöglichkeit nach 8 22 
gegeben iſt. 

Su $ 13 Abl. 13: 

Ob ein namhafter Beſtand an Rot-, Dam- oder Muffelwild vorhanden iſt, entſcheidet der 
Provinzjägermeiſter. Neben dem ortsüblichen Pachtpreiſe hat der Anpächter den Unterſchied zu 
bezahlen, den die Nachbarjagd durch die Loslöſung des jagdlich beſonders wertvollen ee. 
an Pachtzins einbüßt. 

Zu $ 13 Abſ. 14: 

(59 Die pachtweiſe Aberlaſſung der an Naturſchutzgebiete grenzenden Jagdgebiete an den 

Fiskus hat der Kreisjägermeiſter zu veranlaſſen. Der Abſ. 13 bezieht ſich auf gemeinſchaftliche Jagd 


* 
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bezirke und auf Eigenjagdbezirke; der Abſ. 14 auf Eigenjagdbezirke nur dann, wenn ſie verpachtet 
werden. 

(2) Auch bei Zweifeln, ob die in den Abſ. 1, 12 u. 14 genannten Vorausſetzungen vorliegen, 
entſcheidet der Kreisjägermeiſter, gegen deſſen Entſcheidung die Beſchwerde an den Provinzjäger⸗ 
meiſter zuläſſig iſt. 


Zu 8 14: 

Bei Beſtimmung der geſetzlich vorgeſchriebenen Mindeſtgröße eines gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirkes werden ſämtliche Fiſchereiflächen mitgezählt, bei Ausſchluß aus dem gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirke haben die Eigentümer jedoch keinen Anteil an der Jagdpacht. 


IV. Abſchnitt. 
Zu 88 16 bis 18: 


Die 88 16 bis 18 enthalten zwingende Vorſchriften, welche bei der Verpachtung beachtet 
werden müſſen, wenn der Vertrag nicht nichtig ſein ſoll. Alle Jagdpachtverträge ſind gemäß dem 
Formulare des in der Anlage 1 beigefügten Muſterjagdpachtvertrags abzuschließen. Die Art der 
Verpachtung kann öffentlich meiſtbietend (§ 18 Abſ. 1 Buchſt. a), durch Verlängerung ($ 18 Abſ. 1 
Buchſt. b), freihändig ($ 18 Abſ. 1 Buchſt. o) oder durch Weiterverpachtung (§ 17 Buchſt. e) erfolgen. 


Zu 8 16: 
(1) Der Vertragsſchluß liegt im Ermeſſen des Jagdvorſtehers, jedoch iſt für ihn das Intereſſe 
der Jagdgenoſſenſchaft maßgebend. Das früher im § 23 der Jagdordnung vorgeſehene „Auslegungs⸗ 
und Einſpruchsverfahren“ nach dem Pachtzuſchlag iſt jetzt beſeitigt. 


(2) Im allgemeinen wird das Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft am beſten durch die öffentlich 
meiſtbietende Verpachtung gewahrt werden. Neben der Erzielung eines angemeſſenen Pachtzinſes 
find die Wild⸗ und Jagdſchadensverhütung ſowie die waidgerechte Ausübung der Jagd zur Er⸗ 
haltung der Nachhaltigkeit der Jagdnutzung und die Sicherung der bedrohten jagdbaren Tierarten 
zu berückſichtigen und können den Ausſchlag für die freihändige Verpachtung oder die Verpachtung 
mit beſchränkter Konkurrenz geben. Worin das Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft beſteht, läßt ſich 
nur nach Lage des einzelnen Falles entſcheiden. i r f 

(3) Über die Art der Verpachtung hat — vorbehaltlich des Einſpruchsverfahrens gemäß § 16 
Abſ. 3 und der Zuſtimmung des Kreisjägermeiſters gemäß § 17 Buchſt. e, § 18 Abi. 1 Buchſt. b 
und e — der Jagdvorſteher ſelbſtändig zu befinden; ein Anweiſungsrecht anderer Jagdbehörden 
(S 5 Buchſt. a bis d) iſt nicht gegeben. 

(4) Die Art der ortsüblichen Bekanntmachung ergibt fi aus § 12 des Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetzes vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 427). 

(6) Der nach § 16 Abſ. 3 zuläffige Einſpruch der Jagdgenoſſen muß innerhalb der Aus⸗ 
legungszeit erfolgen und kann ſich nur gegen diejenigen Teile der Pachtbedingungen richten, die 
nicht die Beſtimmungen des Muſterpachtvertrags betreffen. ; 

(6) Einer nochmaligen Auslegung des Pachtvertrags nach dem Verpachtungstermine bedarf 
es nicht. Die Vorſchrift des § 23 der Jagdordnung beſteht nicht mehr. 


Zu 8 17: 

(1) Unter der Weiterverpachtung nach § 17 Buchſt. e ift nicht die Verlängerung des abge 
ſchloſſenen Vertrags mit demſelben Pächter, ſondern die Übertragung der Rechte und Pflichten 
aus einem Pachtvertrage während ſeiner Dauer auf einen anderen Pächter zu verſtehen. Hierbei 
bleibt der alte Pächter neben dem neuen Pächter dem Verpächter gegenüber haftbar, beide 
haften als Geſamtſchuldner. Der Kreisjägermeiſter hat die nach § 17 Buchſt. o erforderliche 
Genehmigung nur dann zu erteilen, wenn im Vertrag über die Weiterpachtung die Haftung in 

der vorſtehenden Weiſe geregelt iſt. f er 3. 
(e) Uberträgt der Pächter feine, Rechte und Pflichten ganz oder teilweiſe an einen Dritten, 
‚ohne daß dieſer in ein Vertragsverhältnis mit dem Verpächter tritt, ſo iſt dies als Unter⸗ 
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verpachtung anzuſehen. Dieſer tft die Erteilung entgeltlicher Abſchußerlaubnisſcheine gleichgeſtellt 
(S 20). Scheidet der Pächter gänzlich aus dem Pachtvertrag aus, fo iſt nur eine Neuverpachtung 
nach den für dieſe vorgeſchriebenen Beſtimmungen zuläſſig. N 

) Die Jagdpachtverträge ſowie die entgeltlichen A heine unterliegen dem 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetze. 

ö (4) Die Kreiſe und Gemeinden können im Rahmen des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) in der jetzt geltenden Faſſung die Jagd — mit Ausnahme 
der nicht verpachteten Staatsjagden und der dieſen angeſchloſſenen Grundflächen — mit 
einer indirekten Steuer fo belegen, daß ſowohl der Jagdverpächter oder Unter⸗ 
pächter als auch der Eigenjagdbeſitzer ſteuerpflichtig iſt. Wegen der Einzelheiten wird 
auf die Verfügungen und Erlaſſe des Miniſters des Innern und des Finanzminiſters 
vom 24. März 1922 (MBliV. S. 369), 9. Dezember 1922 (S. 1235), 8. Juni 1924 (S. 619), 
6. Januar 1925 (S. 19), 7. Januar 1925 (S. 20), 14. Januar 1926 (S. 43), 29. April 1926 
(S. 427), 14. Juli 1926 (S. 685), 30. Juli 1926 (S. 718), 12. Auguſt 1926 (S. 757), 26. März 
1927 (S. 345) und vom 11. Januar 1932 (S. 41) verwieſen. Eine zuſammenfaſſende Neu⸗ 
regelung der Jagdſteuerbeſtimmungen ſteht bevor. Nachdem durch § 62 die geſetzliche Verpflichtung 
des Pächters zur Erſtattung des Wildſchadens in einem verpachteten gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirke feſtgelegt iſt, entfällt künftig eine entſprechende Einrechnung in den Betrag des ſteuer⸗ 
pflichtigen Pachtzinſes. 

(6) Die Jagd iſt aber nicht gewerbeſteuerpflichtig. Dies ergibt ſich ausdrücklich aus: § 8 
Ziffer 1 Buchſt. a der Pr. Gewerbeſteuerverordnung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21) in 
der jetzt geltenden Faſſung und aus Artikel 5 Ziffer 1 der Ausführungsanweiſung des Finanz⸗ 
miniſters uſw. vom 13. Mai 1927 (Fin Min BBl. S. 322) ſowie aus § 3 Abſ. 2 Ziffer 1 des Reichs⸗ 
Gewerbeſteuer⸗Rahmengeſetzes (Dritter Teil, Kapitel III der Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 517, 
537 —9. 5 


Zu 8 18: 

I. Bei der Verpachtung von gemeinſchaftlichen Jagdbezirken müſſen folgende Vorſchiften be 
achtet werden: 

1. Die Verſteigerung findet in derjenigen 5 ſtatt, in der der Jagdvorſteher ſeinen 
Wohn⸗ oder Amtsſitz hat. Die Verſteigerung kann auch in der Kreisſtadt ſtattfinden. 

2. Der Verſteigerungstermin iſt ſo anzuberaumen, daß die Auslegungs⸗ und Belannt⸗ 
machungsfriſt i im § 16 Abſ. 2 und 4 gewahrt wird. Terminsaufhebungen oder Terminsvertagungen 
ſind mindeſtens drei Tage vor dem Termine bekanntzumachen. 

3. Die im § 16 Abſ. 2 vorgeſchriebene Auslegung der Vertragsbedingungen hat in den 
Geſchäftsräumen der Gemeindeverwaltung zu erfolgen. 

4. Die Bekanntmachung des Verpachtungstermins ſowie der Panhköchirgungen muß in dem 
amtlichen Verkündungsblatte des Landesverbandes der preußiſchen Jäger mindeſtens zwei Wochen 
vor der Verſteigerung erfolgen. Im übrigen ſteht die Art der Bekanntmachung i in Tageszeitungen 
oder in ſonſtiger Weiſe im Ermeſſen des Jagdvorſtehers. 

5. Der Verſteigerungstermin beginnt mit der Feſtſtellung der ordnungsmäßigen Bekannt⸗ 
machung und dem Verleſen der Pachtbedingungen. Alsdann hat der Jagdvorſteher zur Abgabe von 
Geboten aufzufordern. Soweit eine Bietungsſicherheit verlangt, wird, darf dieſe den Betrag von 
150 RM nicht überſteigen. 

6. Ein Gebot erliſcht, wenn ein Übergebot abgegeben wird, jedoch bleiben die drei Beſtbietenden 
an ihr Gebot bis zur Erteilung des Zuſchlags gebunden. 

7. Sobald die Verſteigerung geſchloſſen iſt, darf ein Gebot nicht mehr ſtattfinden. Der Ver⸗ 
trag kommt erſt durch den Zuſchlag zuſtande. Dem Zuſchlag an den Meiſtbietenden ſoll ein drei⸗ 
maliger Aufruf vorausgehen. Der Jagdvorſteher wird ſich meiſt den Zuſchlag für das Höchſtgebot 
oder die Auswahl unter den drei Beſtbietenden vorbehalten müſſen, da er vor Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags prüfen muß, ob der Bieter zur Pachtung fähig iſt; der Vorbehalt erfolgt mit der Maßgabe, 
daß der Zuſchlag binnen einer Woche erteilt werden wird. Erfolgt kein Zuſchlag innerhalb dieſer 
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Friſt, ſo erlöſchen ſämtliche Gebote. Nach dem Zuſchlag iſt die Vertragsunterzeichnung unverzüglich 
zu bewirken. 


8. Über den weſentlichen Hergang der Verſteigerung iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches 
vom Protokollführer und vom Jagdvorſteher zu unterzeichnen iſt. f 


II. Bei der Verpachtung von gemeinſchaftlichen Jagdbezirken im Wege der Verlängerung 
der Vertragsdauer oder der freihändigen Verpachtung iſt folgendes zu beachten: 

1) Der Jagdvorſteher hat die gemäß § 18 Abſ. 1 Buchſt. b und o erforderliche Zuſtimmung 
des Kreisjägermeiſters und im Falle des § 18 Abſ. 1 Bucht. e auch der daſelbſt bezeichneten Mehr⸗ 
heit der Jagdgenoſſen zu der beabfichtigten Verpachtungsart rechtzeitig vorher einzuholen. Einer 
öffentlichen Bekanntmachung bedarf es nicht. ; 


2) Der Jagdvorſteher ift im Falle der Pachtverlängerung oder freihändigen Verpachtung von 
der Ausübung ſeines Amtes inſoweit ausgeſchloſſen, als diejenige Perſon, die ſich um den Vertrags⸗ 
abſchluß bewirbt, mit ihm in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Adoption verbunden, 
in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert iſt, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht. Er iſt ferner 
von der Ausübung ſeines Amtes ausgeſchloſſen, wenn er oder ſeine Ehefrau an dem Erwerbs⸗ 
geſchäfte des Pachtanwärters, deſſen Ehefrau oder Abkömmlingen auf Grund eines Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes oder in ähnlicher Weiſe wirtſchaftlich intereſſiert iſt. 


III. Der Jagdvorſteher hat von allen künftig abgeſchloſſenen Jagdpachtverträgen (und zwar 
einſchließlich der Weiterverpachtung oder Pachtverlängerungen) je eine Abſchrift des Vertrags dem 
Kreisjägermeiſter und dem Landrat (Oberbürgermeiſter) unverzüglich zuzuſenden. 

Zu 8 19: 

() Dieſe Beſtimmung iſt im weſentlichen dem § 25 der Jagdordnung nachgebildet. Auf die 
Pachtgelder und ſonſtigen Einnahmen der Jagdnutzung haben diejenigen Perſonen Anſpruch, 
welche bei ihrem Fälligwerden Jagdgenoſſen, d. h. Eigentümer oder Nießbraucher der Grundſtücke 
des gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes ſind. Die Verteilung der Pachtgelder an die Anteilsberechtigten 
erfolgt durch den Jagdvorſteher in der bisher ortsüblichen Weiſe. ie 

(2) Ob die Jagdeinkünfte, wenn fie herkömmlich für gemeinnützige Zwecke verwendet worden 
ſind, auch weiterhin dieſem Zwecke zugeführt werden ſollen, oder ob ſie künftig unter die Jagd⸗ 
genoſſen zu verteilen find, beſtimmt der Jagdvorſteher. Es iſt nicht erforderlich, daß die bisher zu 
gemeinnützigen Zwecken verwendeten Erträge auch künftig denſelben Zwecken erhalten bleiben. Es 
kommt nur darauf an, daß der Zweck ein gemeinnütziger iſt, wenn er auch auf einem anderen als 
dem bisherigen Verwendungsgebiete liegt; hierher gehören auch Gemeindezwecke. Bei dieſem 
Brauche kann es bleiben, jedoch mit der Einſchränkung, daß jeder Grundeigentümer oder Nieß⸗ 
braucher die Auszahlung ſeines Anteils verlangen kann. Macht er ſeinen Anſpruch nicht binnen 
Jahresfriſt geltend, ſo erliſcht dieſer. 
) Der Abſ. 5 beſtimmt, daß der Leiter der Gemeinde als’ Jagdvorſteher auch dann die 
Rechnungsgeſchäfte zu führen hat, wenn Grundflächen des Gemeindebezirkes einem Eigenjagdbezirk 
angeſchloſſen ſind und nicht zum gemeinſchaftlichen Jagdbezirke gehören. 

) Beſteht der gemeinſchaftliche Jagdbezirk aus mehreren Gemeinden oder Teilen mehrerer 
Gemeinden, ſo ſind die Kaſſengeſchäfte von derjenigen Gemeindekaſſe zu führen, die dem zum Jagd⸗ 
vorſteher beſtellten Leiter der Gemeinde (8 13 Abf. 4) unterſteht. A 
Zu 8 20: s 

(0 Die Ausſtellung entgeltlicher Jagderlaubnisſcheine galt ſchon nach bisherigem Rechte als 
Unterverpachtung, die an die Zuſtimmung des Verpächters gebunden war. 
Hierzu hat das Jagdgeſetz vorgeſchrieben, daß ſolche Erlaubnisſcheine nur mit ſchriftlicher Genehmi⸗ 
gung des Kreisjägermeiſters (alſo zuſätzlich der Zuſtimmung des Verpächters — vgl. BGB. § 549, 
§ 581 Abſ. 2 —) zuläſſig find. Ein weiteres Aufſichtsrecht ſteht dem Kreisjägermeiſter bei der 
Ausſtellung von unentgeltlichen Jagderlaubnisſcheinen und hinſichtlich der Zahl der Jagdgäſte 
außerhalb der Treibjagden gemäß § 20 Abſ. 2 zu. g 
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(2) Jeder auf Grund eines Erlaubnisſcheins Jagdausübende muß den Erlaubnisſchein bei ſich 
führen, wenn er ohne Begleitung des Jagdausübungsberechtigten die Jagd ausübt oder ſich zur 
Jagdausübung ausgerüſtet im Jagdbezirk aufhält. 


Zu § 21: 

(1) Der $ 21 iſt im weſentlichen dem § 24 der Jagdordnung nachgebildet. Beſonders geregelt 
iſt die Frage der Teilnichtigkeit im Falle des Verſtoßes gegen $ 17 Buchſt. a (Sonderbedingungen). 
Nicht unter dieſe Vorſchrift fallen die Nichtigkeitstatbeſtände, die ſich aus den Beſtimmungen des 
BOB. etwa ergeben. Die Beſtimmung über die Nichtigkeit des Pachtvertrags erſtreckt ſich nur auf 
die nach Inkrafttreten des Geſetzes geſchloſſenen Verträge. Für die laufenden Pachtverträge gilt 
die Beſtimmung des $ 91 des Geſetzes. 

(2) Während des Verwaltungsrechtsſtreits über die Nichtigkeit eines Pachtvertrags im Sinne 
von § 21 des Jagdgeſetzes kann der Kreisjägermeiſter einſtweilige Anordnungen dahin treffen, daß 
dem Pächter die Ausübung der Jagd unterſagt und die Jagdnutzung in anderer Weiſe vorgenommen 
wird. Als einſtweilige Maßnahmen kommt ein Abſchuß durch beſtellte Jäger uſw. in Frage. 


Zu § 22: 

(1) Wird durch die Bezirksveränderung ein gemeinſchaftlicher Jagdbezirk kleiner als 250 ha 
und ein Eigenjagdbezirk kleiner als 75 ha bzw. 125 ha, fo hat der Kreisjägermeiſter nach Ablauf 
der Pachtzeit über den Anſchluß oder die Zulegung dieſer Reſtfläche gemäß SS 10, 11 und 13 zu 
verfahren. 

(2) Die Vorſchrift des § 22 findet nur dann Anwendung, wenn die Bezirksveränderung nicht 
im Pachtvertrag vorgeſehen iſt. 


Zu § 23: 

(1) In dieſer Beſtimmung werden die außerordentlichen Kündigungsrechte des Verpächters im 
einzelnen aufgezählt. Die Kündigungsmöglichkeiten im Abſ. 1 ſind gegenüber dem bisherigen Rechts⸗ 
zuſtande, der nur nach den SS 553 und 554 BGB. zu beurteilen war, erheblich erweitert. Einer be⸗ 
ſonderen e des Verpächters oder einer vorherigen Androhung der Kündigung bedarf 
es nicht. 

(2) Den Ausſchluß des betreffenden Pächters verfügt der Kreisjägermeiſter; die Wirkſamkeit 
dieſer Verfügung iſt von der Zuſtellung an den Betroffenen abhängig. 

(8) Der Ausſchluß hat zur Folge, daß der davon Betroffene kein Recht zur Jagdausübung 
mehr hat und ſich zivil- und ſtrafrechtlich verantwortlich macht, wenn er trotzdem die Jagd entgegen 
der Vorſchrift des § 20 Abſ. 3 ausübt. Die im § 23 Ab, 3 Satz 3 zuläſſige Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. 


3 9 241. 

Das Erlöſchen des Pachtvertrags vollzieht ſich in dieſem Falle von , d. h. ohne daß es 
einer Erklärung des Wen oder Kreisjägermeiſters Wa 
Zu 8 25: 

Die im Abſ. 3 vorgeſehene Übertragung der Befugniſſe der Pächter auf einen Dritten iſt 
rechtlich eine „Abtretung mit Zuſtimmung des Verpächters und Kreisjägermeiſters“ (Weiterver⸗ 
pachtung), durch die die Haftung der Erben für Pachtzins und Wildſchaden neben dem neuen 
Pächter nicht erliſcht. 

Zu 8 26: 

() Eine Mitwirkung der Jagdbehörden findet bei der Verpachtung der Eigenjagdbezirke nur 
inſoweit ſtatt, als fie das gejeg- und ordnungs mäßige Baſtende kene und den Inhalt der Pacht⸗ 
verträge zu überwachen haben. 

(2) Die Wirkſamkeit dieſer Verträge iſt alſo auch von der Genehmigung des Kreisjäger⸗ 
meiſters abhängig. 

(3) Die Oberforſtmeiſter tragen jetzt die Amtsbezeichnung Landforſtmeiſter. 
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V. Abſchnitt. 


Zur Sen ungeeigneter Perſonen von der Jagdausübung iſt die Löſung eines Jagd⸗ 
ſcheins an erſchwerende Beſtimmungen geknüpft. Die bisherigen Beſtimmungen ſind daher grund⸗ 
legend geändert worden. 


Zu 8 27: 
() Zur Ausſtellung der Jagdſcheine find die Formulare zu benutzen, die von mir den 


Regierungspräſidenten zur Weitergabe an die ausſtellenden = überſandt werden. Es 
kommen nachſtehende Muſter zur Verwendung: 


a) Inländer⸗Jahresjagdſcheine in gelber Farbe; 

b) Inländer⸗Tagesjagdſcheine in roter Farbe; 

e) Jahresjagdſcheine für Ausländer in gelber Grundfarbe mit ſchräg aufgedrucktem grünen 
Kreuze und dem Aufdruck „Ausländer⸗Jahresjagdſchein“; 

d) Tagesjagdſcheine für Ausländer in roter Grundfarbe mit ſchräg aufgedrucktem grünen 
Kreuze und dem Aufdruck „Ausländer⸗Tagesjagdſchein“; 

e) unentgeltlich zu erteilende Jagdſcheine in weißer Farbe mit dem Aufdruck „Unentgeltlich 
gemäß § 31 des Jagdgeſetzes vom 18. Januar 19347; 

f) Falknerjagdſcheine in grüner Farbe mit dem Aufdrude „Nur für Falknerjagd“; 


g) Jahresjagdſcheine für eee in blauer au mit dem REN „Nur für Jugend 
liche“. 


Auf jedem Jagdſcheine find die Soner der 5 Tiere verzeichnet. Um Unglücks⸗ 
fällen vorzubeugen, ſind auf einem Anhange zum Jagdſcheinformular die für das Verhalten von 
Schützen zu beobachtenden Hauptregeln bei Treibjagden zum Abdruck zu bringen, wie dies ſchon 
bisher geſchehen iſt; ferner iſt ein Formular zur Genehmigung des Ankaufs von, Schußwaffen 
beigefügt. 

(2) Jeder Jagdſchein muß an der. Bezeichnung, und Unterschrift 8 e Be⸗ 
hörde, die auch durch Aufdruck mit einem Fakſimileſtempel geleiſtet werden kann, deren Siegel, die 
Nummer, unter welcher der Jagdſchein in die Jahreskontrolliſte eingetragen iſt, und die Angabe 
der dafür entrichteten Abgabe und Verwaltungsgebühr ſowie das Paßbild des Benutzungs⸗ 
berechtigten enthalten. i 

.® Die Wr be hoben Be vorangfichtlich. für das nende Rechnungsjahr 
benötigte Zahl der Jagdſcheine, getrennt nach den einzelnen Arten, in dieſem Jahre bis zum 
10. März, in ſpäteren Jahren bis zum 1. Februar anzumelden. Doppelausfertigungen ſind gegen 
Entrichtung von 1 AM zuläſſig, und zwar ſowohl für abhanden gekommene, verbrannte, verlorene 
Exemplare wie auch für noch vorhandene; ſie ſind jedoch mit dem we a Be 
Vermerke „Doppelausfertigung“ zu verſehen. 

(4) Bei Erneuerung eines Jagdſcheins iſt tunlichſt der abgelaufene, früher 5 einzu⸗ 
ziehen. War der frühere Jagdſchein in doppelter Ausfertigung ausgeſtellt, ſo ſind, ſoweit an⸗ 
gängig, beide Exemplare einzuziehen. 

(85) Zuſtändig für die Erteilung des Hagdſcheins iſt in Ankunft n nur der Landrat des Kreiſes, 
in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde des Ortes, in welchem der Antragſteller ſeinen ſtändigen 
Wohnſitz hat. Für Inländer, die in Preußen keinen ſtändigen Wohnſitz haben, iſt für die 
Erteilung des Jagdſcheins der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde des Ortes zu⸗ 
ſtändig, an dem der Antragſteller die Jagd ausüben will. 

(6) Das Geſuch auf Ausſtellung von Inländer⸗Jahresjagdſcheinen, von Jagdſcheinen für 
Jugendliche gemäß § 33 Abſ. 2 und von Falknerjagdſcheinen iſt nicht mehr bei der aus⸗ 
ſtellenden Behörde ſelbſt einzureichen, ſondern dem zuſtändigen Kreisjägermeiſter ſchrift⸗ 
lich mit den in Abſ. 3, 5 und 6 des 8 27 bezeichneten Unterlagen vorzulegen, der es mit 
ſeinem Prüfungsvermerke der zuſtändigen Stelle weitergibt. Erhebt der Kreisjägermeiſter Ein⸗ 
ſpruch, ſo muß der Jagdſchein verſagt werden. Auch wenn der Kreisjägermeiſter keinen Einſpruch 
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erhebt, kann die ausſtellende Behörde den Jagdſchein verſagen. Der Einſpruch des Kreisjäger⸗ 
meiſters, der dem Antragſteller zuzuſtellen iſt, iſt durch Beſchwerde beim Provinzjägermeiſter 
binnen zwei Wochen anfechtbar. Der Inhaber eines Jahresjagdſcheins kann auch die Jagd mit 
dem Falken ausüben, der Inhaber eines Falknerjagdſcheins darf nur dieſe Jagdart ausüben. 


() Perſonen, die nicht deutſche Staatsangehörige find, noch in Deutſchland einen ſtändigen 
Wohnſitz haben, kann ein Jagdſchein von der zuſtändigen Behörde ihres Aufenthaltsorts, jedoch 
nur mit Genehmigung des Provinzjägermeiſters, erteilt werden. Der Antrag iſt daher zweckmäßig 
an letzteren zu richten, der ihn mit ſeinem Prüfungsvermerke der zuſtändigen Stelle weitergibt. 
Ausländer, die ihren ſtändigen Wohnſitz in Deutſchland haben, ſind wie Inländer zu behandeln. 
Tagesjagdſcheine für Inländer, unentgeltliche Jagdſcheine und Jahresjagdſcheine für Jugendliche 
nach § 33 Abf. 1 Buchſt. a find bei der ausſtellenden Behörde unter Vorlegung der notwendigen 
Unterlagen zu beantragen. 


Zu $ 28: 

Auch wenn der Jagdſchein erſt nach dem 1. April eines Jahres gelöſt wird, kann er nur mit 
Gültigkeit bis zum folgenden 31. März ausgeſtellt werden. Der Tagesjagdſchein hat eine Gültig⸗ 
keit von fünf aufeinanderfolgenden Tagen (ſtatt bisher drei Tagen). Der Zeitpunkt der Gültig⸗ 
keit eines Tagesjagdſcheins richtet ſich nach dem Antrag. Er iſt nicht etwa ſtets nur für die der 
Ausſtellung unmittelbar folgenden Tage gültig. 


Zu § 29: 
() Die Koſten der Jagdſcheine betragen: 
a) für Inländer⸗Jahresjagdſcheine: b) für Inländer⸗Tagesjagdſcheine: 
30 N Abgabe 3 AM Abgabe ; 
+ 20 AM Verwaltungsgebühr +3 AM Verwaltungsgebühr *) 
= 50 AM; = 6 AM; 
o) für Ausländer⸗Jahresjagdſcheine: d) für Ausländer⸗Tagesjagdſcheine: 
100 RAM Abgabe 20 RAM Abgabe 
+ 200 AM Verwaltungsgebühr + 40 RAN Verwaltungsgebühr 
= 2300 AM; = 60 As; 
e) für Falkner⸗Jahresjagdſcheine: 
4 RM Abgabe 
+2 RAM Verwaltungsgebühr *) 
= 6 Ne. 


Über die Koſten der Jagdſcheine für Jugendliche vgl. die Bemerkung zu § 33. 


(2) Über ſämtliche im Laufe eines Rechnungsjahrs ausgeſtellten Jagdſcheine iſt von den 
Landräten (Ortspolizeibehörden) eine Kontrolliſte nach Maßgabe des in der Anlage 2 beigefügten 
Muſters zu führen. 


0 In dieſe Liſte ſind ſämtliche Jagdſcheine nach der Reihenfolge der Ausſtellung unter 
laufender Nummer für das Rechnungsjahr vom 1. April bis 31. März einzutragen. 


*) Die ie dil Fe der bisher erhobenen Verwaltungsgebühr für Inländertagesjagdſcheine von 4 RR 
auf 3 RA ſowie die Feſtſetzung einer Verwaltungsgebühr für Falknerjahresjagdſcheine von 2 %% ſoll in einem 
Nachtrage der Verwaltungsgebößrenarannng vom 30. Dezember 1926 (Geſetzſamml. S. 327) in der Faſſung der 
Verordnung vom 23. Oktober 1929 (Geſetzſamml. S. 181) demnächſt erfolgen 
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(4) Die im Laufe eines Monats ausgegebenen Jagdſcheine find allmonatlich in dem Kreis⸗ 
blatt oder dem für die amtliche Veröffentlichung beſtimmten Blatte unter Angabe der Inhaber 
bekanntzugeben. 

(6) Nach Schluß eines Rechnungsjahrs find die einzelnen Kolonnen 7 bis 15 aufzurechnen, 
und das fo gewonnene Reſultat in einer Überficht an die Regierungspräſidenten einzureichen, die 
das Geſamtergebnis für ihren Bezirk, ebenſo wie der Polizeipräſident in Berlin für ſeinen Bezirk, 
bis ſpäteſtens zum 1. Mai jeden Jahres dem Miniſterpräſidenten (Landesforſtverwaltung) vor⸗ 
zulegen haben. Für die Abführung der Abgabe an die zuſtändigen Stellen ergeht beſondere 
Anweiſung. 

Bu g 30: 

Hier ft die Beſtimmung neu, daß weder der Tagesjagdſchein für Inländer noch für Aus⸗ 
Under zur Jagd auf Schalenwild mit Ausnahme des Schwarzwildes berechtigt. 

Zu ß 31: 

() Bei der Hauptabteilung I des Reichsnährſtandes (Hauptlandwirtſchaftskammer) iſt eine 
Hauptſtelle für Berufsjägerprüfungen eingerichtet . Dieſe Hauptſtelle ſoll dem Landesverbande der 
preußiſchen Jäger unterſtellt werden. Als geprüfte Hilfsjäger gelten nur die Berufsjäger, die 
vor dieſer Stelle ihre Hilfsjägerprüfung abgelegt haben oder ablegen. 

(2) Als eigener oder gepachteter Grund und Boden im Sinne des Abſ. 2 tft das eigene oder 
gepachtete Jagdrevier anzuſehen. 


Zu 8 32: 

Als erſter Jahresjagdſchein gilt der erſte in Preußen zu erteilende Jahresjagdſchein. Sind 
ſeit der Zeit der Ausſtellung des letzten Jahresjagdſcheins mehr als fünfzehn Jahre verſtrichen, ſo 
kann die Ausſtellung eines neuen Jagdſcheins von einer Prüfung abhängig gemacht werden. Dies 
kann auch geſchehen, wenn der Antragſteller im Beſitz eines nichtpreußiſchen Jagdſcheins geweſen 
Ht; jedoch ſoll die Prüfung im letzten Falle nur verlangt werden, wenn beſondere Gründe dies not⸗ 
wendig erſcheinen laſſen. Die Zuſammenſetzung des Prüfungsausſchuſſes, das Verfahren bei der 
Prüfung und die Gegenſtände der Prüfung werden durch eine beſondere Prüfungsordnung des 
Landesjägermeiſters feſtgeſetzt. 


Zu 8 33: 

(1) Der Jagdſchein für Jugendliche iſt neu eingeführt. Bisher war ein Mindeſtalter für die 
Erteilung des Jagdſcheins nicht feſtgeſetzt. Es galt lediglich die Vorſchrift, daß der Jagdſchein Per⸗ 
ſonen verſagt werden mußte, von denen eine unvorſichtige Führung der Waffe zu beſorgen war, was 
bei Jugendlichen vielfach zutraf. Wurde ihnen ein Jagdſchein gewährt, ſo war dies der allgemein 
geltende Jagdſchein. Einen ſolchen können die Jugendlichen jetzt nicht mehr erhalten, vielmehr iſt 
für ſie lediglich die Erteilung eines Jagdſcheins für Jugendliche zuläſſig, die an einſchränkende Be⸗ 
ſtimmungen geknüpft ſind, insbeſondere daran, daß die Jugendlichen nur noch unter Aufſicht jagen 
und an Geſellſchaftsjagden nicht mehr teilnehmen dürfen. 

(2) Um gleichwohl etwa eintretende Schäden zu mildern, ſind ſie ebenfalls an die Eingehung 
einer Haftpflichtverſicherung gebunden. Die Erteilung des Jagdſcheins für Jugendliche ſowie die 
von Tagesjagdſcheinen, Ausländer⸗Jagdſcheinen und Falkner⸗Jagdſcheinen iſt von der Ablegung 
einer Prüfung nicht abhängig. Die Abgabe für den Jagdſchein für Jugendliche wird auf 15 AM 
herabgeſetzt; eine Herabſetzung der Verwaltungsgebühr von 20 AA auf 10 AA wird in einem 
Nachtrage der Verwaltungsgebührenordnung erfolgen. 


Zu 8 34: f 
() Die Gründe, aus denen der Jagdſchein nicht erteilt werden darf, ſind weſentlich vermehrt 
worden. Ob ein ſolcher Grund vorliegt, iſt von den beteiligten Behörden mit beſonderer Sorgfalt zu 
prüfen. Die Jagdbehörden haben ſich untereinander, ebenſo haben die übrigen Behörden den Jagd⸗ 
behörden auf Anfrage über das Vorliegen von Tatſachen, die die Verſagung des Jagdſcheins recht⸗ 
fertigen, Auskunft zu erteilen. f 
( Die Verſagungsgründe gelten für alle Arten von Jagdſcheinen. 
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VI. Abſchnitt. 
Zu 8 361 
Die Militärverwaltung übt die Jagd in ſolchen Feſtungswerken nur auf wilde Kaninchen 
und Raubhaarwild aus. 


Zu 8 373 5 

Der Wehrkreisbefehlshaber beſtimmt die Dienſtſtellen, die für die Erteilung und den Widerruf 
des Sichtvermerkes zuſtändig find. (Schreiben des Reichswehrminiſters vom 29. Januar 1934 — 
366/34 W. IV. —9 


VII. Abſchnitt. 


Der VII. Abſchnitt, der die Jagd⸗ und Schonzeiten regekt, enthält gegenliber den Jagd⸗ 
und Schonzeiten der Jagdordnung weſentliche Anderungen, iſt aber im allgemeinen den Bes 
ſtimmungen der Tier und Pflanzenſchutzverordnung vom 10. März 1938 angepaßt. Er enthält 
neue, im bisher geltenden Rechte nicht verankerte Beſtimmungen über die Regelung des Abſchuſſes 
($ 42), die Anzeigepflicht angeſchoſſenen Wildes und die Wildfolge (58 48 und 44), die Sicherung 
des Niederwildbeſtandes ($ 45), die Wildfutterung ($ 46), Wildſeuchen (§ 47) und Jagdhund⸗ 
haltung (§ 48). 


Zu 8 38: 

(1) Nur beim Rehwild bleiben die männlichen Kälber das ganze Jahr hindurch geſchont, die 
Jagdzeit des weiblichen Rehwildes und der weiblichen Rehkälber iſt gegenüber der Tier⸗ und 
Pflanzenſchutzverordnung vom 10. März 1933 um einen halben Monat verlängert, die des Reh⸗ 
bocks um die gleiche Zeit verkürzt. Verkürzt iſt weiterhin die Jagdzeit der Waldſchnepfe um ein⸗ 
einhalb Monate. Die Jagdzeit der Auer-, Birk⸗ und Großtrappenhähne iſt veveinheitlicht, für 
Rackelwild (Kreuzungen von Auer und Birkwild) gelten die gleichen Jagdzeiten wie für dieſe 
Wildarten ſelbſt. Die im § 40 der preußiſchen Jagdordnung vom 15. Juli 1907 den Bezirks⸗ 
ausſchüſſen übertragene Befugnis, den Beginn oder das Ende der Jagdzeiten für einzelne Wild⸗ 
arten abzuändern, die ſchon durch die Tier⸗ und Pflanzenſchutzverordnung vom 10. März 1933 
weſentlich eingeſchränkt war, iſt fortgefallen. Dagegen kann der Kreisjägermeiſter bei Faſanen⸗ 
hähnen (Buchſt. g), bei Rebhühnern (Buchſt. 1) der Provinzjägermeiſter, bei wilden Enten 
(Buchſt. s) der Landesjägermeiſter unter gewiſſen Vorausſetzungen Abweichungen anordnen. 
Jedoch wird es notwendig ſein, daß wegen des Beginns der Jagd auf Rebhühner benachbarte 
Provinzjägermeiſter ſich rechtzeitig ins Einvernehmen ſetzen, um jagdwirtſchaftlich gleichartige 
Gebiete möglichſt nach einheitlichen Grundſätzen zu behandeln. 3 ö a. 
s (2) Zu den Schnepfenarten (Buchſt. v) gehören insbeſondere die Sumpfſchnepfen, und zwar 
die Doppelſchnepfe, die gemeine Sumpfſchnepfe oder Bekaſſine und die Heine (ſtumme) Sumpfe 
chnepfe oder Bekaſſine. Zu den Brachvögeln rechnet der große Brachvogel, auch Keilhaken, Kron⸗ 
ſchnepfe und Tüte genannt, und der Regenbrachvogel, der bei uns im allgemeinen nur auf dem 
Durchzuge erſcheint. Der Triel ſowohl als auch die Regenpfeifer gehören nicht zu den Brach⸗ 


vögeln, ſie dürfen daher nicht erlegt werden. > 

(8) Jagdbare Tiere, die völlige Schonzeit genießen, find folgende: Biber, Wildkatzen, ferner 
Auer-, Birk und Trappenhennen, Wachteln, Hohl⸗ und Turteltauben, Droſſeln, Wachtelkönige, 
Kraniche, alle Tag- und Nachtraubvögel — mit Ausnahme der Fiſchadler, Buſſarde (Bucht. x) und 
Hühnerhabichte, Sperber und Rohrweihen ($ 39 Abſ. 2) —, wilde Schwäne, Brandgänſe (Buchſt. t), 
Eider⸗ und Kolbenenten (Buchſt. s) und alle anderen Sumpf- und Waſſervögel mit Ausnahme 
derjenigen, für die eine Jagdzeit feſtgeſetzt iſt oder die keine Schonzeit genießen, wie Bläßhühner, 
Fiſchreiher, Säger und Haubentaucher (§ 36 Abſ. 2). 

(4) Fiſchotter und Kormorane dürfen nur unter beſonderen Bedingungen zum Abſchuß oder 
Fang freigegeben werden (§ 58 Abſ. 4). Krähen, Elſtern und Eichelhäher ſind nicht jagdbar, 
aber für den Jäger als Schädlinge der Niederjagd von Bedeutung. Sie genießen keinerlei Schutz 
und können das ganze Jahr hindurch erlegt werden. Der Kolkrabe hingegen iſt völlig geſchützt, 


ER 
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das gleiche gilt für alle nicht jagdbaren in Europa einheimiſchen, wildlebenden Vogelarten mit 
Ausnahme der Sperlinge. 

(5) Der Begriff der Wild⸗ und Tiergärten, der in der Jagdordnung nicht feſtgelegt war, iſt 
im § 42 Abf. 8 näher erläutert. Eingefriedigte Reviere größeren Flächeninhalts, die im weſent⸗ 
lichen den gleichen Anforderungen entſprechen, ſind Gatterreviere. Über das Beringen jagdbarer 
Vögel ergehen beſondere Beſtimmungen. 


Zu 8 39: 

(1) Das wilde Kaninchen iſt jagdbar geworden, genießt aber mit Rückſicht auf feine Schädlich⸗ 
keit für Land⸗ und Forſtwirtſchaft keine Schonzeit. 

(2) Führende weibliche Stücke find ſolche Muttertiere, deren Nachkommenſchaft ohne die 
Führung und Ernährung durch das Muttertier zugrunde gehen würde. 


Zu 8 40: 
Die Beſtimmungen ſind im weſentlichen der Tier⸗ und Pflanzenſchutzverordnung vom 
10. März 1933 entnommen; vgl. auch § 3 Buchſt. e und d. 


Zu 8 41: 
Das Schutzgebiet für Elchwild in Oſtpreußen iſt erweitert. Die ſtarke Abnahme der Robben 
an der ſchleswig⸗holſteiniſchen Küſte machte die Einführung eines Schutzgebiets notwendig. 


Zu 8 42: i 

() Die Regelung des Abſchuſſes durch einen Abſchußplan (Anlage 3) dient in erſter Linie der 
qualitativen Hebung des Wildbeſtandes, ſie ſoll im übrigen eine übermäßige Nutzung durch einzelne 
verantwortungsloſe Jäger verhindern und in gleicher Weiſe dort, wo ein übermäßiger, für Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft nicht erträglicher Wildbeſtand vorhanden iſt, einen erhöhten Abſchuß erzwingen. 
Die Kontrolle über den durchgeführten Abſchuß erfolgt durch die Abſchußliſte (Anlage 4). 

(2) Die Feſtſetzung eines Abſchußplans für Auer⸗, Birk⸗ und Großtrappenhähne ſowie für 
Haſelwild hat dann zu erfolgen, wenn der vorhandene Beſtand ſo gering iſt, daß eine Ausrottung 
zu befürchten iſt, oder wenn bekanntgeworden iſt, daß in einzelnen Revieren ein übermäßiger 
Abſchuß dieſer ſeltenen Wildarten in den vorhergehenden Jahren ſtattgefunden hat. 

(3) Bei Wildſeuchen wird der Kreisjägermeiſter zweckmäßig vor Entſcheidung ein Gutachten des 
Inſtituts für Jagdkunde einfordern, ob ein verringerter Abſchuß empfehlenswert iſt. Je nach der 
Art der auftretenden Seuche kann auch ein verſtärkter Abſchuß zur Ausmerzung der erkrankten 
Stücke notwendig werden (§ 47). 

(4) Über die Höhe des angemeſſenen Schußgeldes find vor Beginn des Abſchuſſes unter Hinzu⸗ 
ziehung des Kreisjägermeiſters bindende Vereinbarungen zu treffen, wenn nicht bereits eine all⸗ 
gemeingültige Feſtſetzung der Schußgelder ſtattgefunden hat (Abſ. 7). 

(5) Die Anlage oder das Unterhalten von Einſprüngen iſt mit dem Begriffe des Wild- und 
Tiergartens nicht vereinbar. 


Zu 8 43: 
Der Beauftragte des Schützen muß insbeſondere in der Lage ſein, den Anſchuß genau zu 


zeigen ſowie über etwaige Schußzeichen und die vermutliche Fluchtrichtung des beſchoſſenen Stückes 
Auskunft zu geben. 


Zu 8 44: } 

Die Wildfolge wird grundſätzlich geregelt. Unbeſchadet diefer Regelung können Jagdnachbarn 
auf Grund eines beſonderen Vertrauensverhältniſſes auch weitergehende ſchriftliche Vereinbarungen 
treffen, z. B. bezüglich des Mitführens einer Schußwaffe. 


E 
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Zu 8 45 | | 

Eine übermäßige Nutzung des Niederwildbeſtandes wird z. B. dann vorliegen, wenn in der 
Jagdzeit häufig im geſamten Revier auf der Suche wahllos alles Niederwild abgeſchoſſen wird und 
dann noch Treibjagden abgehalten werden. 


Zu § 46: a 

Der Begriff „Notzeit“ deckt ſich nicht mit der Jahreszeit „Winter“. In milden Wintern wird 
eine Futterung, ſolange das Wild an die natürliche Aſung unbehindert durch eine hohe Schneedecke 
herankommen kann, vielfach nicht notwendig werden. Länger anhaltende Froſtperioden mit hoher 
Schneedecke bringen der freilebenden Tierwelt Nahrungsmangel und verpflichten zur Beſchickung 
der Futterungen. 


Zu 8 472 

Das Inſtitut für Jagdkunde befindet ſich zur Zeit Berlin⸗Zehlendorf, Ahornſtr. 21. Die Be⸗ 
freiung kranken Wildes von ſeinen Leiden, insbeſondere krankgeſchoſſenen Wildes, das während der 
Jagdzeit nicht zur Strecke gekommen iſt, iſt eine Ehrenpflicht jedes Jägers. Bei Beobachtung der⸗ 
artiger Stücke iſt der Kreisjägermeiſter zu benachrichtigen und ſeine Abſchußerlaubnis zu erwirken. 
Fernmündliche Vereinbarungen mit nachfolgender ſchriftlicher Beſtätigung iſt ausreichend. Das 
Wild iſt im allgemeinen wohltätigen Zwecken zuzuführen, ſoweit es unbedenklich als Nahrungs⸗ 
mittel Verwendung finden kann. 


Zu § 48: 

Das Geſetz geht von dem alten waidmänniſchen Grundſatz aus, daß eine Jagdausübung ohne 
brauchbaren Jagdhund oder Schweißhund nicht waidgerecht iſt. Bei kleineren Revieren wird die 
Hinzuziehung eines brauchbaren Hundes beſonders für Nachſuchen aus der Nachbarſchaft möglich 
ſein. Für größere Reviere mußte und konnte die Haltung eines eigenen, brauchbaren Jagdhundes 
oder Schweißhundes gefordert werden. Zweifel über die Brauchbarkeit eines Hundes ſind durch 
Begutachtung eines auf dem Gebiete der Hundeführung beſonders erfahrenen Jägers zu klären. Bei 
Schweißhunden wird zweckmäßig der Verein „Hirſchmann“ befragt werden. 5 5 


VIII. Abſchnitt. 


Dem Jagdſchutz iſt im neuen Geſetz wegen ſeiner weittragenden Bedeutung ein beſonderer 
Abſchnitt gewidmet. Soll ein Jagdrevier gedeihen, ſo muß es vor Feinden geſchützt werden, denn 
in allen Revieren, in denen ſich Wild in größerer Zahl befindet, finden ſich auch Menſchen und 
Tiere, die dem Wilde zum Schaden des Jagdausübungsberechtigten nachſtellen. War bisher 
der Jagdausübungsberechtigte zur Ausübung des Jagdſchutzes nur berechtigt, ſo kann er in 
Zukunft unter Umſtänden zur Beſtellung eines Jagoſchutzbeauftragten auch gezwungen werden. 
Um eine wirkſame Ausübung des Jagdſchutzes zu ermöglichen, ſind entſprechende Befugniſſe 
gewährt worden. i 3 


Zu § 4% 
Der Umfang des Jagdſchutzes iſt hier erſtmalig geſetzlich feſtgelegt. 


Zu 8 50: 5: 

(0) Als Beamte des Polizei» und Sicherheitsdienſtes kommen insbeſondere die Gendarmen 
und die Polizeibeamten innerhalb ihres Amtsbezirkes in Frage. Daneben obliegt der Jagdſchutz 
dem Inhaber eines Eigenjagdbezirkes, dem Pächter und Unterpächter von Jagdbezirken ſowie 
den mit dem Jagdſchutze durch die zuſtändige Stelle beauftragten Perſonen (Jagdaufſehern). 
Feld⸗ und Forſthütern ſteht der Jagdſchutz nur zu, wenn ſie hiermit beſonders beauftragt ſind. 
Die Ausübung des Jagdſchutzes in ſtaatlichen Forſten iſt beſonders geregelt. i f 

(2) Die Beſtellung der Jagdaufſeher erfolgt durch die im Geſetz genannten Perſonen und 
Körperſchaften, die ein beſonderes Intereſſe an dem Jagdſchutze haben, mit Genehmigung des 
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Kreisjägermeiſters. Die Beſtätigung erfolgt durch die Kreispolizeibehörde. Erſt mit der Be⸗ 
ſtätigung werden ſie jagdſchutzberechtigt. Sie haben die Beſcheinigung über ihre Beſtätigung bei 
Ausübung des Zagdfhuges mit ſich zu führen ſowie Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen zu tragen. 


(3) Nach § 163 der Straßprozeßordnung haben die beſtätigten Jagdaufſeher ſtrafbare Hand⸗ 
lungen zu erforſchen und alle keinen Aufſchub geſtattenden Anordnungen zu treffen, um die 
Verdunkelung der Sache zu verhüten. Dieſe Befugnis zum ſelbſtändigen Handeln erſtreckt ſich 
jedoch in der Regel nur auf den Schutzbezirk des einzelnen Beamten; außerhalb ihres Bezirkes 
dürfen ſie nur bei Verfolgung des Täters auf friſcher Tat einſchreiten und wenn zugleich die bei 
einer Verzögerung der Maßregel obwaltende Gefahr der Erfolgloſigkeit ſo dringend iſt, daß ein 
Aufſchub nicht möglich iſt. Auf die Ausführungbeſtimmungen zu $ 81 wird beſonders verwieſen. 


() Während die Jagdaufſeher von der Kreispolizeibehörde beſtätigt werden, unterſtehen 
fie der Aufficht des Kreisjägermeiſters, der jedoch ſeine Anordnungen nur im Einvernehmen 
mit dem Landrat oder Bürgermeiſter treffen ſoll. 


Zu 8 51: 

Er regelt die ſachliche Zuſtändigkeit der Jagdſchutzperſonen. Abſ. 1 Buchſt. a bezeichnet ihre 
Befugniſſe gegenüber frevelnden Perſonen; Buchſt. b beſtimmt den Jagdſchutz gegenüber wildern⸗ 
den Hunden und Katzen; der Satz 2 entſcheidet eine unter der Geltung der Tier⸗ und Pflanzen⸗ 
ſchutzvberordnung bisher ſtrittige Frage. Abſ. 3 zieht den Jagdgaſt in beſchränktem Maße in den 
Kreis der Jagdſchutzperſonen ein. Abf. 4 legt die Beweislaſt bei Schadensanſprüchen für getötete 
Hunde und Katzen dem Eigentümer der Tiere auf. 


IX. Abſchnitt. 


Die ſachlichen Verbote ſind faſt unverändert aus der Tier⸗ und Pflanzenſchutzverordnung 
vom 10. März 1933 entnommen. Das Auslegen von Gift und die Jagdausübung an Sonn⸗ und 
Feiertagen iſt den früheren Vorſchriften entſprechend geregelt. Eingefügt iſt die bisher geſetzlich 
nicht verankerte Verhütung von Jagdſchäden. 


Zu 8 52: 
1 9 : a 5 33 
Das Verbot des rauhen Schuſſes gilt für ſämtliches Schalenwild, auch Schwarzwild, und 
zwar auch als Fangſchuß. — Das Verbot des rauhen Schuſſes auf ſämtliches Schalenwild be⸗ 
zweckt, das Krankſchießen zu verhindern und die Gefahr des Verluderns nach Möglichkeit ein⸗ 
zuſchränken. 5 5 12 


zu b) 

Randfeuerpatronen ſind größtenteils Munition für Waffen älterer Art, bei modernen Schuß⸗ 
waffen finden fie ſich bei Kleinkaliberwaffen, z. B. Kal. 22 kurz und Kal. 22 lang für Büchſen. 
Unter die Patronen mit einer Hülſenlänge von weniger als 40 mm fällt z. B. die Patrone 
5,6 35 R. mit 2,5 g Pulverladung. 


zu o) 

Die Abhaltung von Treibjagden bei Mondſchein kann als waidgerechte Jagdausübung nicht 
angeſehen werden. Unter „Lappjagd“ iſt zu verſtehen jede Verwendung von Lappen uſw. zur Er⸗ 
legung von Wild, gleichgültig ob die Lappen während der Zeit des eigentlichen Abſchuſſes noch ſtehen 
oder nicht. Alle Maßnahmen jedoch, welche dazu dienen, durch Anbringung von Scheuchen, Lappen, 
Papierfetzen uſw. das Wild am Betreten beſtimmter Flächen zu verhindern, find ſelbſtverſtändlich 
auch innerhalb der Dreihundertmeterzone geſtattet. Unter Lappen ſind nicht nur an Schnüren 
angebrachte Tuchfetzen ſondern auch Papier, Federn ſowie eingeſteckte Fahnen zu verſtehen. — 
Verboten iſt ferner das Bejagen von Wild, das durch Schleifen einer Leine mit Klingeln auf⸗ 
geſcheucht wird. 15 get 
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zu o) 

Das Führen von Waffen mit Gewehrſcheinwerfern iſt bereits durch § 24 Abs. 2 des 
Reichsgeſetzes über Schußwaffen und Munition vom 12. April 1928 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 143) 
verboten. Neuerdings iſt darüber hinaus verboten jegliche Anwendung künſtlicher Lichtquellen 
zum Fangen oder Erlegen von Wild, inſonderheit Scheinwerfer, die auf dem Anſtande verwendet 
werden, und Autoſcheinwerfer. 


zu g) 

Nicht nur die Neuanlage von Saufängen iſt ohne Genehmigung verboten, ſondern auch der 
Betrieb der Saufänge. Das Schwarzwild iſt forſtwirtſchaftlich überwiegend nützlich, landwirtſchaft⸗ 
lich überwiegend ſchädlich. Um bei der Entſcheidung über Anlage und Inbetriebnahme der Sau⸗ 
fänge die Belange beider Wirtſchaftskreiſe zu wahren, iſt dem Kreisjägermeiſter die Verpflichtung 
auferlegt, vor der Entſcheidung Sachverſtändige zu hören. 


zu h) 

Bei dem gerade in letzter Zeit beſonders ſtark bemerkbaren Rückgange der auch landwirt⸗ 
ſchaftlich ſehr nützlichen wilden Enten erſcheint eine möglichſt weitgehende Einſchränkung des 
Kojenfanges geboten. Die Wildente wird durch Vertilgung der Waſſerſchnecke, die ein Zwiſchenwirt 
des der Landwirtſchaft ſchädlichen Leberegels iſt, beſonders nützlich. 
zu i) 

Tellereiſen ſind ſolche Fanggeräte, bei denen das Zuſammenſchlagen der Bügel durch Druck 
auf den Teller uſw. des Eiſens ausgelöſt wird. Die Tellereiſen wurden in verſchiedenen Größen 
je nach der Stärke des zu fangenden Raubwildes angefertigt. Im Gegenſatz zu ihnen ſind die 
Abzugseiſen (Schwanenhals) nicht verboten, weil ſie das Raubwild meiſt beim Fange ſofort töten. 
Zu den Schlingen gehören insbeſondere auch die Lauf⸗ und Hängedohnen. 
zu j) 

Das Verbot erſtreckt ſich insbeſondere auf die ſogenannten Pfahleiſen. 
zu k) n 
Als Futterung ſind alle Maßnahmen anzuſehen, die dazu dienen, das Wild, beſonders in 
der Notzeit, mittels ausgelegter oder ausgeſtreuter Futtermittel anzulocken. N 
zu J) 

Insbeſondere kommen die Habichtskörbe in Frage, ſoweit ſie den Vogel nicht unverſehrt 
fangen (Lebendfang). 


zu n) ; 
Bei der Netzjagd wurden die Robben in einem durch Netze abgeſperrten Priel (Waſſerlauf 
zwiſchen zwei Sandbänken) von ihrem Lagerplatz in das am Ausgang des Priels ſtehende Netz 
getrieben. Dadurch wurden die Robben unter Umſtänden in größeren Mengen auf einmal 
gefangen. Der Hetzjagd, die mit ſchnellen Booten ausgeübt wurde, fielen faſt nur die ganz jungen 
Robben zum Opfer, ſo daß der Nachwuchs vorzeitig vernichtet wurde. 


Zu 8 53: 

(1) Abſ. 1 Buchſt. a und b umfaßt die Ortlichkeiten, an denen — obwohl ſie Teile eines 
Jagdbezirkes ſind, alſo die Jagdausübung an ſich zuläſſig wäre — aus Gründen des öffentlichen 
Wohles oder aus ſittlichen Gründen das Jagen unzuläſſig iſt. Vgl. auch § 367 Ziffer 8 und 
§ 368 Ziffer 7 des StGB. 

(2) Die Beſeitigung wilder Kaninchen auf Friedhöfen darf nicht unter Zuhilfenahme des 
Tellereiſens erfolgen, da wilde Kaninchen zum jagdbaren Wilde — § 1 Abſ. 1 Buchſt. a — gehören. 


Zu 8 54: 
Bei der Einzeljagd, insbeſondere der Pirſch und dem Anſtande, können nennenswerte Jagd⸗ 
ſchäden nicht entſtehen. Such- und Treibjagden werden faſt ausſchließlich in einer Zeit veranſtaltet, 
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in der Felder mit reifender Halm- und Samenfrucht nur noch ausnahms⸗ und gegendweiſe zu 
finden ſind (Rübſamen). Die Duldung der Anlage von Futterungen, Hochſitzen uſw. wird 
beſonders im Walde, auf Odländereien, Weg⸗ und Grabenrändern dem Grundbeſttzer ſtets zu⸗ 
gemutet werden können, da Nachteile für ihn mit der Anlage nicht verbunden ſind. 

Zu 8 551 f | 
Die Verordnung über das Auslegen von Gift in Feld und Flur vom 16. September 1931 
iſt im weſentlichen unverändert übernommen worden. Die Genehmigung zum Auslegen von 
vergiftetem Luder zur Beſeitigung wildernder Hunde und Katzen ſoll nur daun erteilt werden, wenn 
die Bekämpfung auf andere Weiſe nicht den gewünſchten Erfolg erzielt hat und weſentliche jagd⸗ 
wirtſchaftliche Nachteile nachgewieſen werden. Das Luder ſoll gegen Sicht von oben verdeckt werden. 


Zu 3 56 
Als ſtille Jagd gelten insbeſondere Pirſch und Auftand, 


X. Abſchnitt. 

Er entſpricht dem VI. Abſchnitte der Jagdordnung. 
Zu 8 57: e ; 
() Dem Jagdausübungsberechtigten tft durch das Geſetz ausdrücklich das Recht zugebilligt, 
auch ſeinerſeits Maßnahmen zu treffen, um durch Verſcheuchen und Vergrämen das Wild ab⸗ 
zuwehren. N 

(2) Nur das Verſcheuchen (Vertreiben) muß auf Verlangen des im Revier anweſenden Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten unterbleiben, um ihm die Möglichkeit zu geben, den im Intereſſe der 
Landeskultur notwendigen Abſchuß vorzunehmen. Etwa bereits ſeit längerer Zeit aufgeſtellte 
Scheuchen, Klappern uſw. ſowie ſelbſtverſtändlich Wildzäune uſw. bleiben unberührt. 


Zu 8 58: i RE 

() In Revieren, in denen Hochwild vorkommt, muß mit einem gewiſſen Wildſchaden 
gerechnet werden. Dieſes gewöhnliche Maß des Wildſchadens muß auch vom Jagdpächter, da 
vorausſehbar, in Kauf genommen werden. Ein Abſchuß von Hochwild in der Schonzeit ſoll nur 
dann ſtattfinden, wenn durch Überhege oder Zuſammendrängung des Wildes beträchtlicher, für 
die in Frage kommende Gegend das übliche Maß überſchreitender Schaden einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt wird. 

) Die Beſtellung von Jägern zur Vornahme des Abſchuſſes iſt das äußerſte Mittel, um 
eine für die Landeskultur nicht erträgliche Überhege des Wildes unter allen Umſtänden zu 
verhindern. ö f | 

(3) Abſ. 4 ſoll die Eigentümer und Pächter von Fiſchereien und Teichen an Stelle de 
entzogenen Rechtes zur Jagdausübung in die Lage ſetzen, ſich der fiſchereiſchädlichen Tiere zu 
erwehren. 

() Da die Entſcheidungen des Kreisjägermeiſters von erheblicher Bedeutung ſein können, 
iſt die Beſchwerdeinſtanz des Provinzjägermeiſters geſchaffen. Für Abſ. 4 iſt außerdem die An⸗ 
hörung der Fiſchereibehörde zwingend vorgeſchrieben. 8 
Zu 8 59: i 

Er entfpricht dem § 64 der Jagdordnung. Die wilden Kaninchen wurden beſonders berück⸗ 
ſichtigt, da fie. jagdbar geworden find. und bei ihrer bisweilen ſtarken Vermehrung beſondere 
Sicherungen geſchaffen werden mußten. 

Zu 8 60: 

(1) Er verhindert das Ausſetzen von Wildarten, deren allzu große Verbreitung in Rückſicht 

auf die Landeskultur unerwünſcht iſt. Das Ausſetzen ausländiſcher Tierarten iſt eingeſchränkt, 
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da es Aufgabe des deutſchen Jägers iſt, die Tiere der Heimat zu ſchützen, nicht aber die heimiſchen 
Raſſen durch Einführung ungeeigneten Blutes aus dem Auslande zu beeinträchtigen. 

(2) Zu den ausländiſchen Tierarten gehören nicht die Tierarten, die im Laufe der Jahr⸗ 
hunderte, obgleich urſprünglich nicht vorkommend, eingebürgert worden ſind, wie z. B. Damwild, 
Muffelwild, Faſan. s 


. XI. Abſchnitt. 


() Er entſpricht dem § 51 der Jagdordnung und wiederholt den Grundſatz des § 835 BGB. 


(2) Entſchädigungsberechtigt iſt der Verletzte; das iſt je nach den Umſtänden der Grundeigen⸗ 
tümer, Nießbraucher oder Pächter. 


Zu 8 62: 

Durch § 62 wird in Abänderung von § 52 Abſ. 2 der Jagdordnung die Haftung für den Wild⸗ 
ſchaden in verpachteten gemeinſchaftlichen Jagdbezirken dem Jagdpächter auferlegt. Abweichende 
Vereinbarungen ſind nichtig. Dadurch wird auch der Pächter im Verfahren über die Wildſchadens⸗ 
feſtſetzung „Beteiligter“ an Stelle der Jagdgenoſſenſchaft neben dem Geſchädigten ($ 67 Abſ. 2). 


Zu 8 63: 


Er ſtimmt mit $ 54 der Jagdordnung überein. 


Zu 8 64: 

Er erweitert im Rahmen von Artikel 71 Ziffer 4 EG. z. BGB. die Vorſchrift des $ 254 BGB. 
über den Schadenserſatz bei mitwirkendem oder überwiegendem Verſchulden des Geſchädigten (vgl. 
auch § 57 Abſ. 2 des Geſetzes). 


Zu 8 65: 

Er wiederholt den Inhalt von § 55 der Jagdordnung. Die Anmeldung muß Ort und Um⸗ 
fang des Schadens und ſoll den Betrag des verlangten Exſatzes enthalten. Der ordentliche Rechts⸗ 
weg iſt — im Gegenſatz zu $ 59 — ausgeſchloſſen. Die rechtzeitige und ordnungsmäßige Anmeldung 
iſt die Vorausſetzung für das Feſtſetzungsverfahren. Fehlt es hieran, ſo iſt der Anſpruch als ver⸗ 
ſpätet und daher unbegründet gemäß § 71 Satz 2 und 3 mit Koſtenfolge aus § 73 Abſ. 2 Buchſt. a 
abzuweiſen. 


Zu 8 66: 

Die Wildſchadensſchätzer find vom Kreisjägermeiſter für jeden Kreis, und zwar für jede Ge⸗ 
meinde nach Bedarf auf die Dauer von drei Jahren zu ernennen. Die Auswahl für landwirtſchaft⸗ 
liche Grundſtücke ſoll nach Anhörung des Kreisbauernführers, diejenige für Forſtgrundſtücke nach 
Anhörung des Landforſtmeiſters erfolgen. Die allgemeine Verpflichtung zur unparteiiſchen und 
gewiſſenhaften Erſtattung der Gutachten erfolgt nach der Beſtätigung ſeitens des Landrats (Bürger⸗ 
meiſters) durch Handſchlag des Kreisjägermeiſters. Hierüber iſt eine Niederſchrift anzufertigen, die 
vom Verpflichteten und dem Kreisjägermeiſter zu unterzeichnen iſt. g 


Zu SS 67 und 68: 

Sie find an Stelle der SS 56 und 57 der Jagdordnung getreten. Der Sinn und Zweck dieſer 
Beſtimmungen iſt die gütliche Einigung zwiſchen Jagdpächter und Bauer, beide ſtehen ſich in dem 
Verfahren als gleichberechtigte Beteiligte gegenüber. Der § 67 Satz 2 ſchließt eine Vertretung des 
Jagdpächters durch Rechtsanwälte oder andere volljährige Perſonen mit genügender — d. h. auch 
zum Vergleichsabſchluß ermächtigender — ſchriftlicher Vollmacht nicht aus. Die Schätzer ſind zu 
dieſem und dem etwaigen zweiten Termine nicht zu laden. Die Hinzuziehung des Kreisjägermeiſters 
iſt nicht erforderlich, jedoch zuläſſig. 


Zu 8 69: 
Die gütliche Einigung muß ſchriftlich niedergelegt und von den Parteien ſowie von dem Orts⸗ 
polizeiverwalter oder deſſen Beauftragten unterſchrieben werden. Sie iſt gemäß § 1 Abſ. 1 Ziffer 2 
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des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und über ſonſtige finanzielle 
Zwangsbefugniſſe vom 12. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 252) vollſtreckbar. 


Zu 88 70 bis 78: 


(1) Die Beſtimmungen behandeln das Feſtſetzungsverfahren, das den 88 58 bis 60 der Jagd- 
ordnung nachgebildet iſt. Die Polizeibehörde ſetzt den Schaden auf Grund der Feſtſtellung des 
Schätzers in freier Würdigung aller Umſtände — d. h. ohne an die Schätzung gebunden zu fein — 
feſt. Dieſe Feſtſetzung tft keine polizeiliche Verfügung, ſondern ein Akt der Rechtſprechung, fo daß 
die Polizeibehörde auch nicht zur Abänderung des Beſcheids berechtigt iſt. Schreib- und Rechen 
fehler ſowie andere offenbare Unrichtigleiten können nach den Grundſätzen des Zivilprozeſſes be 
richtigt werden. i 


(2) Die gemäß 8 71 erfolgte Feſtſetzung (Worbefcheib) wird nach $ 1 Ab. 1 Ziffer 2 des Geſetes 
über die Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und über ſonſtige finanzielle Zwangs⸗ 
befugniſſe vom 12. Zul 1938 (Geſetzſamml. S. 252) endgültig und vollſtreckbar, wenn innerhalb 
der zweiwöchigen Friſt die Klage nicht erhoben wird. Zur Wahrung der Friſt genügt die rechtzeitige 
Einreichung der Klage bei dem zuſtändigen Verwaltungsgerichte, das in erſter Inſtanz endgültig 
entſcheidet. 


(8) Die Vollſtreckung der gemäß 8 69 niedergeſchriebenen Einigung als auch der gemäß 8 71 
erkannten Feſtſetzung erfolgt nach den Beſtimmungen der Verordnung, betreffend das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, vom 15. November 1899 (Geſetzſamml. 
S. 554) in der Faſſung des $ 4 des Geſetzes vom 12. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 252). 


XII. Abſchnitt. 
Zu 8 74 

Für den Vertrieb von Wild aus Kühlhäuſern gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Der Vertrieb von Wild aus Kühlhäuſern wird in der Zeit vom Beginn des fünfzehnten 
Tages der für die betreffende Wildart feſtgeſetzten Schonzeit bis zu deren Ablaufe für Elch⸗, Rot, 
Dam⸗ und Rehwild ſowie für Haſen zugelaſſen. ö a 5 

2. Das Wild, welches in der angegebenen Zeit aus den Kühlhäuſern vertrieben werden ſoll, 
um verſendet, zum Verkauf herumgetragen oder ausgeſtellt oder feilgeboten oder verkauft zu werden, 
iſt ſeitens der Ortspolizeibehörde am rechten Gehör mit einer Ohrmarke zu verſehen, die auf der 
einen Seite die Bezeichnung des Ortes, an dem die Ohrmarke ausgegeben und angebracht iſt, z. B. 
„Berlin“, und das Wort „Kühlhaus“, auf der anderen Seite, einer flachen Platte, eine fortlaufende 
Nummer zu enthalten hat. Die Ohrmarke iſt ſo einzurichten und zu befeſtigen, daß ſie von dem 
Gehör nicht entfernt werden kann, ohne daß der Knopf zerſtört wird. 30 


3. Der Beauftragte der Polizeibehörde hat die Ohrmarke ſelbſt an dem Wilde anzubringen. 
Die Polizeibehörde hat in einer Liſte zu vermerken, welche Nummern fie für jedes Kühlhaus ve» 
wendet hat. Die Inhaber der Kühlhäuſer müſſen darüber Buch führen, wann und an welchen Ab⸗ 
nehmer ſie das betreffende Stück Wild aus den Kühlhäuſern abgegeben haben und welche Nummer 
an dieſem angegeben war. Bei Haſen kann mit Genehmigung der Landespolizeibehörde davon ab⸗ 
geſehen werden, daß auf den Ohrmarken Nummern angebracht werden, und daß über die Ab- 
gabe des Wildes aus dem Kühlhauſe Buch geführt wird. 1 

4. Das aus den Kühlhäuſern in der unter Ziffer 1 angegebenen Zeit vertriebene Wild darf 
nur mit der Ohrmarke verſehen und nur im unzerlegten und unabgehäuteten Zuſtande, wenn auch 
ausgenommen, verſendet, zum Verkauf herumgetragen oder ausgeſtellt oder feilgeboten, verkauft 
oder angekauft werden. 

5. Die Landräte, in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern die Ortspolizeibehörden, 
ſind ermächtigt, für den Vertrieb von Wild in der in Ziffer 1 angegebenen Zeit aus ſolchen Kühl⸗ 
häuſern, deren Einrichtungen einen ordnungsmäßigen Betrieb gewährleiſten, die nachfolgenden 
Erleichterungen, einzeln oder insgeſamt, auf Widerruf zuzugeſtehen, wenn der Vertrieb der be⸗ 
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ſonderen Kontrolle der Polizeibehörden unterſtellt, namentlich den Beauftragten der Polizei jeder⸗ 
zeit freier Zutritt zu den der Aufbewahrung des Wildes dienenden Räumen zugeſichert wird: 

a) Flugwild darf vertrieben werden, wenn es mit einer Plombe gekennzeichnet iſt. Die 
Plombe iſt durch die Naſenlöcher anzubringen. Es iſt zuläſſig, mit derſelben Plombe 
zugleich mehrere Stück Flugwild zu kennzeichnen. 

) Hafen können durch Anbringung einer Plombe an der Heeſe des rechten Hinterlaufs 
anſtatt der Ohrmarke gekennzeichnet werden. Die ſo bezeichneten Haſen dürfen auch im 
abgehäuteten, um übrigen aber unzerlegten Zuſtand vertrieben werden. 

c Mit Ohrmarke verſehenes Elch⸗, Rot-, Dam⸗ und Rehwild darf in zerlegtem Zuſtande 
vertrieben werden, wenn die einzelnen Teile, welche verſendet, zum Verkauf herumgetragen 
oder ausgeſtellt, feilgeboten, verkauft oder angekauft werden ſollen, mit einer Plombe 
gekennzeichnet ſind, bevor ſie das Kühlhaus verlaſſen. Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗ und Rehwild, 
das mit einer Ohrmarle nicht verſehen iſt, kann auf Antrag bis zum fünfzehnten Tage 
nach Beginn der Schonzeit für die betreffende Wildart durch Anbringung von Plomben 
an Rüden, Keulen und Blättern gekennzeichnet werden. Das fo gekennzeichnete Wild darf 
un ganzen oder in ſeinen plombierten Teilen in der Schonzeit zum Vertrieb gebracht 
werden. 

&) Für Wild oder Wildteile, welche mit einer Plombe vertrieben werden, iſt die Anbringung 
einer Nummer und die Buchführung über die erfolgte Abgabe nicht erforderlich. Bei 
Elch⸗, Rot-, Dam⸗ und Rehwild, das eine Ohrmarke erhalten hat und in zerlegtem Zur 
ſtande vertrieben wird, iſt die Abgabe der einzelnen Teile in dem Buche bei der be⸗ 
treffenden Nummer zu vermerken. 


Wild, das aus einem außerpreußiſchen Lande ſtammt oder aus dem Ausland eingeführt wird, kann 
durch die Ortspolizeibehörde zum Verkauf freigegeben werden, ſofern die Herkunft aus einem außer⸗ 
preußiſchen Lande oder aus dem Auslande durch einen Urſprungsſchein der außerpreußiſchen Be⸗ 
hörde des Abgangsorts, die der Ortspolizeibehörde in Preußen gleichſteht, oder bei ausländiſchem 
Wilde durch eine Beſcheinigung der Grenzpolizeibehörde einwandfrei nachgewieſen wird. Zur 
Sicherung der Wildhandelsüberwachung muß das Wild vor der Freigabe zum Verkauf in Kühl⸗ 
häuſer eingelagert und dort mit amtlichen Kühlhausplomben verſehen werden. Hiervon iſt ab⸗ 
zuſehen bei Wild, das mit amtlichen Kühlhausplomben eines deutſchen Landes verſehen iſt. 

6. Die amtlichen Plomben (Ziffer 5) ſind mittels einer Schlinge ſo zu befeſtigen, daß ſie 
nicht entfernt werden können, ohne daß die Schlinge zerſtört wird. Die Plombe trägt auf der Vorder⸗ 
ſeite das Wort „Kühlhaus“, auf der Rückſeite den Namen des Ortes, an dem ſie angebracht iſt, 
4 B. „Berlin“, an Orten, in denen für mehrere Kühlhäuſer die vorſtehenden Erleichterungen zu⸗ 
geſtanden worden find, zur Bezeichnung des einzelnen Kühlhauſes einen Buchſtaben, welchen die 
Behörde beſtimmt. Die Anbringung der Plomben erfolgt durch Beauftragte der Ortspolizei oder 
in ihrer Gegenwart und unter ihrer Verantwortlichkeit durch Angeſtellte des Kühlhauſes. Die 
Plombenzange bleibt im Gewahrſam der Polizeibehörde. 

7. Die Gebühr wird nach Tarif⸗Nr. 44 b der Verwaltungsgebührenordnung vom 30. Dezember 
1926 (Geſetzſamml. S. 327) erhoben. Dazu treten die von der Landespolizeibehörde feſtzuſetzenden 
Selbſtkoſten für die Ohrmarken und Plomben. 


Zu 38 75 bis 76: 

() Der Urſprungsſchein iſt vom Jagdausübungsberechtigten oder ſeinem Bevollmächtigten 
für jedes Stück einzeln auszuſtellen. Er muß von der Ortspolizeibehörde desjenigen Jagdbezirkes, 
in welchem das Stück erbeutet worden iſt, unter Beidrückung des amtlichen Siegels oder Stempels 
beglaubigt ſein. 

) Die Beglaubigung ift nicht erforderlich, wenn der Ausſteller zur Führung eines Dienſt⸗ 
ſtegels berechtigt iſt und dieſer dem Urſprungsſcheine beigedrückt iſt. 5 ’ 
e Jeder Urſprungsſchein muß nach dem in Anlage 5 vorgeſchriebenen Muſter deutlich aus⸗ 
gefüllt und unterſchrieben fein. we 
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(4) Der Urſprungsſchein iſt auf feſtem, haltbarem Papier, Pappe oder anderem dauerhaften 
Stoffe auszufertigen und an dem zugehörigen Stück Wild in ſichtbarer Weiſe mit Bindfaden oder 
Draht dauerhaft zu befeſtigen. 

(5) Sit das Wild außerhalb Preußens zum Verſand gelangt, jo genügt ein Urſprungsſchein 
der außerpreußiſchen Behörde des Abgangsorts, die der preußiſchen Ortspolizeibehörde gleichſteht, 
oder ein Poſt⸗, Fracht⸗ oder ſonſtiger Verſendungsſchein, welcher den auswärtigen Urſprung des 
Wildes angibt, oder eine entſprechende Beſcheinigung der Grenzpolizeibehörde. 

(6) Die Koſten der Urſprungsſcheine find vom Ausſteller zu tragen, die Verwaltungsgebühr 
wird nach Tarif⸗Nr. 44 0 der Verwaltungsgebührenordnung vom 30. Dezember 1926 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 327) in der Faſſung der Verordnung vom 24. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 206) 
erhoben. Die Urſprungsſcheine können von der Ortspolizeibehörde den Jagdausübungsberechtigten 
oder ihren Bevollmächtigten gegen Erſtattung der Koſten im voraus erteilt werden, nachdem 
darauf die Jahreszahl, der Jagdbezirk, die laufende Nummer des Urſprungsſcheins, die Namens⸗ 
unterſchrift des Ausſtellers und der Beglaubigungsvermerk ausgefüllt ſind. 

(7) Dem Ausſteller des Urſprungsſcheins iſt es unterſagt, Urſprungsſcheine, welche noch nicht 
vollſtändig ausgefüllt ſind, an nicht jagdausübungsberechtigte Perſonen auszuhändigen. 

(8) Formulare für Urſprungsſcheine find vom Verlag des amtlichen Verkündungsblatts des 
Landesverbandes der preußiſchen Jäger zu beziehen. 


Zu 8 81: XIII. Abſchnitt. 

(1) Eine polizeiliche Inverwahrungnahme kann auch durch die beſtätigten Jagdaufſeher er⸗ 
folgen (§ 50 Abſ. 6). Soweit nicht eine alsbaldige Verwertung der in Verwahrung genommenen 
Gegenſtände geboten iſt, iſt für deren ſichere und ſachgemäße Aufbewahrung Sorge zu tragen. Es 
iſt zu berückſichtigen, daß der Verdacht einer Verletzung der Schon⸗ und Schutzvorſchriften, die zu der 
polizeilichen Inverwahrungnahme Veranlaſſung gegeben hat, ſich möglicherweiſe in dem demnächſt 
einzuleitenden Strafverfahren nicht beſtätigt und dieſes mit Einſtellung des Verfahrens oder mit 
Freiſprechung des Beſchuldigten enden kann. In einem ſolchen Falle müſſen dem Beſchuldigten 
die in Verwahrung genommenen Tiere oder Tierteile, ſoweit ſie noch vorhanden ſind, zurück⸗ 
gegeben werden. f 

(2) Die polizeiliche Verwahrung erfolgt nur, ſoweit die Tiere und Tierteile nicht für Zwecke 
des Strafverfahrens benötigt werden. Bei Überſendung der auf die Straftat bezüglichen Vorgänge 
an die Staats⸗(Amts⸗)anwaltſchaft tft ſtets zu vermerken, ob eine polizeiliche Inverwahrungnahme 
ſtattgefunden hat, und wo die verwahrten Gegenſtände ſich befinden. Auf Erfordern der Staats⸗ 
(Amts⸗)anwaltſchaft oder des Gerichts find dieſen Stellen die in Verwahrung gegebenen Gegen⸗ 
ſtände herauszugeben. 

0) Bleiben die Gegenſtände auch während des Strafverfahrens in polizeilicher Verwahrung, 
ſo macht nach Beendigung des Strafverfahrens die Strafverfolgungs⸗ oder Strafvollſtreckungs⸗ 
behörde der verwahrenden Stelle von dem Ausgange Mitteilung. Im Falle der Freiſprechung 
des Beſchuldigten oder der Einſtellung des Verfahrens teilt ſie der verwahrenden Stelle mit, ob 
gegen die Freigabe an denjenigen, bei dem ſich der Gegenſtand bei der polizeilichen Inverwahrung⸗ 
nahme befand, Bedenken beſtehen. Iſt rechtskräftig auf Einziehung erkannt, ſo erſucht ſie um 
Aushändigung der verwahrten Gegenſtände an die Strafvollſtreckungsbehörde, die damit nach den 
für die Behandlung rechtskräftig eingezogener Gegenſtände allgemein geltenden Vorſchriften 
verfährt. 

( Der Fall, daß mit der Verwertung nicht bis zur Rechtskraft der Entſcheidung über die 
Einziehung innegehalten werden kann ($ 81 Abf. 1), wird regelmäßig dann gegeben ſein, wenn 
der in Verwahrung genommene Gegenſtand dem baldigen Verderb ausgeſetzt iſt. Geweihe, Ge⸗ 
hörne und ſonſtige Trophäen ſollen auch bei einer vorzeitigen Verwertung eines Tieres nicht mit⸗ 
verwertet werden. Die Anordnung zur Verwertung trifft der Beamte, der die Inverwahrung⸗ 
nahme angeordnet hat. Ob die Verwertung durch öffentliche Verſteigerung oder durch freihändigen 
Verkauf erfolgt, muß ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen vorbehalten bleiben. Von der erfolgten 
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Verwertung iſt der Behörde, bei der das Strafverfahren anhängig iſt, Mitteilung zu machen. 
Abi. 3 gilt mit der Maßgabe entſprechend, daß, wenn rechtskräftig auf Einziehung erkannt wird, 
der Erlös an die Kaſſe des im erſten Rechtszug erkennenden Gerichts abzuführen iſt. 


XIV. Abſchnitt. 
Zu 88 82 bis 88: n 3 | 
) Der Provinzjägermeiſter hat den zuſtändigen Kreisjägermeiſter über den Ausgang des 

Verfahrens in jedem Falle unverzüglich zu benachrichtigen. i 

(2) Die Vollſtreckung der Geldbußen erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes über die 
Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und über fonftige finanzielle Zwangsbefugniſſe 
vom 12. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 252). Die Vollſtreckbarkeit des Spruches iſt vom Provinz⸗ 
jägermeiſter zu beſcheinigen. 

(8) Über die Ausgaben und Einnahmen der ehrengerichtlichen Verfahren und über die gemäß 
9 84 Buchſt. o vorzunehmende Abführung eingegangener Geldbußen iſt ein beſonderes Regiſter 
zu führen. 5 


XV. Abſchnitt. 
Zu 8 89: 

(1) Das Geſetz tft am 19. Januar 1934 in Kraft getreten. Es gilt für das ganze Preußiſche 
Staatsgebiet. Dazu gehört nach dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Waldeck über die 
Vereinigung Waldecks mit Preußen vom 23. März 1928 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes 
über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen vom 25. Juli 1928 
(Geſetzſamml. S. 179) auch das Gebiet des ehemaligen Freiſtaats Waldeck. 

(2) Auf der Inſel Helgoland wird die Jagdausübung im Rahmen dieſes Geſetzes durch 
Sonderbeſtimmungen des Landrats geregelt. 

Zu 8 90: 

Durch dieſe Vorſchrift werden alle früheren Geſetze, ſoweit ſie noch in Geltung waren, 
aufgehoben. Nachdem ſchon § 86 der Jagdordnung eine große Anzahl von Provinzialrechten auf⸗ 
gehoben hat, iſt jetzt durch $ 90 des Preußiſchen Jagdgeſetzes der letzte Reſt dieſer Sonderrechte 
beſeitigt worden. Zu der im § 90 enthaltenen Aufzählung iſt noch zu erwähnen, daß auch die 
Robbenſchutzverordnung vom 15. Mai 1929 mit der Ergänzung vom 23. November 1932 ſowie 
der XV. Titel (SS 103 bis 108 über die Jagdpolizei) des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) und 
alle ſonſtigen Jagdpolizeiverwaltungen (vgl. dazu Geſetzſamml. 1931 S. 95, 128, 140 und 301 
ſowie Geſetzſamml. 1932 S. 108, 171, 326, 330 und 358) aufgehoben ſind. Desgleichen ſind die 
durch die Regierungspräſidenten für einzelne Gebietsteile auf Grund des § 30 des Feld⸗ und 
Forſtpolizeigeſetzes erlaſſenen Anordnungen über erhöhten Schutz einzelner Wildarten, z. B. für 
Damwild und Faſanen, mit dem Inkrafttreten des Preußiſchen Jagdgeſetzes außer Kraft getreten; 
ebenſo die auf Grund des § 16 Abſ. 5 der Tier- und Pflanzenſchutzverordnung vom Oberpräfidenten 
der Provinz Oſtpreußen getroffene Regelung der Hege und des Abſchuſſes von Elchwild. Erweiſen 
ſich beſondere Schutzvorſchriften weiterhin als notwendig, ſo können ſie nur vom Landesjäger⸗ 
meiſter auf Grund des § 42 Abſ. 6 des Geſetzes getroffen werden. 


Zu 8 91: 

(1) Die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes laufenden, d. h. die vor dem 19. Januar 1934 ab⸗ 
geſchloſſenen Pachtverträge können von beiden Parteien bis zum 1. April 1934 gekündigt werden. 
Die Kündigung wirkt zum Ablauf des gegenwärtigen Pachtjahrs, ſofern ſie drei Monate vorher 
ausgeſprochen worden iſt. Nach dem 1. April 1934 iſt eine Kündigung oder Aufhebung von Pacht⸗ 
verträgen nur nach Maßgabe der 88 21 bis 25 des Jagdgeſetzes oder auf Grund der Vorſchriften 
des BGB. zuläſſig. . 
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(2) Die vor dem 19. Januar 1934 abgeſchloſſenen Pachtverträge behalten ihre Gültigkeit, 
jedoch iſt die Ausübung der durch die Jagdpachtverträge erworbenen Rechte und Pflichten nur nach 
Maßgabe des neuen Jagdgeſetzes zuläſſig. In den Fällen, in denen die Zahl der Pächter und die 
Mindeſtgröße des Jagdreviers erheblich von den Beſtimmungen des neuen Geſetzes abweichen, 
ſollen die Jagdvorſteher von dem beſonderen Kündigungsrechte des § 91 bis zum 1. April 1934 
möglichſt Gebrauch machen. 

(3) Die Gültigkeit der nach dem Inkrafttreten des Geſetzes, aber vor dem 31. März 1934 
ablaufenden Jahresjagdſcheine der Inhaber von Eigenjagdbezirken und Pachtbezirken wird hiermit 
bis zum 31. März 1934 verlängert. Abgaben und Verwaltungsgebühren ſind hierfür nicht zu 
entrichten. 


Berlin, den 24. Februar 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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5 Anlage 1 
Muſterjagdpachtvertrag 
(gemäß §8 16 und 26 JG.) 
Jagdpachtvertrag 

über den gemeinſchaftlichen Jagdbezirk — Eigenjagdbezirk — e 
Kreis : : e Fahrt 7 77..ͤͤ bbb 0 
Jagdbezir Near e e neh. ee e Sie Mig del 28 ee e 

als Hochwildrevier — Niederwildrevier —. 
Zwiſchen dem Jagdvorſteher — Stellvertreter 22 
2 Sd. . . . eee Zu at Isa dt AR Ver⸗ 
tteter der Jagdgenoſſenſchaft in ichn. Ane SH Au 4 
i dentteEigemagdbeſß ens ee 
vertreten durch FFV J — 

Verpächter“ 
und 
den e cin no Doar And om 2 
2227 screen nme Bee lee 7 AR RT RRE D ® 
dem r W 535 RER ® 
vertreten dure, bare steel Tore 1 8e S l 54 
„Pächter“ 


wird im Wege — der öffentlichen Verſteigerung — der Pachtverlängerung — 
der freihändigen Verpachtung — i die Auslegung der Vertragsbedin⸗ 
Hüngen: Worte bis Wanne ee erfolgt und Ein⸗ 
ſpruch dagegen nicht erhoben — A e — iſt) folgender Pachtvertrag 
geſchloſſen: 5 


(1) Verpächter verpachtet dem Pächter die geſamte Jagdnutzung auf 
den zum gemeinſchaftlichen Jagdbezirk — Eigenjagdbezirk — der Stadt — 
Gemeind een eians gehörigen Grundſtücken, 
ſoweit ſie nicht durch $ 2 dieſes Vertrags von der Verpachtung ausgeſchloſſen 
ſind, ohne Gewähr für die Größe und Ergiebigkeit der Jagd. 

2) Flächen, die nicht zum Jagdbezirk gehören, aber irrtümlich mit⸗ 
verpachtet ſind, gelten als nicht mitverpachtet; Flächen, die irrtümlich bei der 
Verpachtung ausgeſchloſſen ſind, treten zu dem Jagdbezirke hinzu. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 22 JG. findet Anwendung. 


§ 2. 
(J) Der verpachtete Jagdbezirk wird in Anſehung ſeiner N uſw. 
wie folgt beſchrieben (Lageplan in der Anlage): a 
(2) Von der Verpachtung bleiben eusgejchloffen -....-.rrrccncn0.. E 
(3) Es wird ſomit die Jagdnutzung auf einer Fläche von etwa ...... ha 
verpachtet. 
9 3. 
(1) Infolge anderweiter Grenzziehung avooooodd 8 
treten folgende Flächen zum Jagdbezirk hinÿzt;! ““!!! 
(2) Infolge anderweiter Grenzziehung aobbbbb n. 
ſcheiden folgende Flächen aus dem Jagdbezirk aunnnnsssss · ° 


(3) Der Pachtpreis erhöht — ermäßigt — ſich dementſprechend. Das 
dem Pächter im § 22 Abſ. 3 JG. gewährte Kündigungsrecht ſteht ihm in 
dieſem Falle nicht zu. f f f 


99 


Raum für die 
Stempelmarken. 
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34. f 

Die Pachtzeit wird auf — neun — zwölf — Jahre ‚Monate 
I e e Tage feſtgeſetzt. Das Pachtjahr beginnt am 
und endet om te eines jeden Kalenderjahrs. 

5 8. 

(1) Der Pachtpreis wird auff RA, in Buchſtaben 
FFC Reichsmark jährlich feſtgeſetzt. Er 
iſt jährlich im voraus bis zum dritten Werktag eines jeden Pachtjahrs vom 
Pächter porto⸗ und beſtellgeld frei an dine ee ee Kaſſe 
zu zahlen. Mehrere Pächter haften als Geſamtſchuldner. 

2) Iſt die Pachtzeit nicht auf volle Jahre feſtgeſetzt, ſo iſt für die über 
das letzte volle Pachtjahr überſchießende Zeit der Pachtpreis auf volle Monate 
nach oben abgerundet zu errechnen und zu dem für die Jahrespacht feſtgeſetzten 
Fälligkeitstermine vom Pächter zu zahlen. 

88 8 8 

() Jeder Pächter darf höchſtens zwei unentgeltliche Jagderlaubnis⸗ 
ſcheine ausgeben; hierbei zählt der für einen angeſtellten Jagdaufſeher erteilte 
Erlaubnisſchein nicht mit. 

(2) Die Erteilung entgeltlicher Jagderlaubnisſcheine iſt — ausgeſchloſſen — 
nur mit Zuſtimmung des Verpächters und vorbehaltlich der Genehmigung des 


Kreisjägermeiſters zuläſſig. 


(3) Alle Jagderlaubnisſcheine ſind von ſämtlichen Pächtern zu unter⸗ 
zeichnen und bedürfen der Gegenzeichnung durch den Verpächter. 

(4) Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vereinbarung berechtigen den Ver⸗ 
pächter nach einmaliger Abmahnung im Falle der Wiederholung zur ſofortigen 
Kündigung des Vertrags. 17 


Der Verpächter iſt verpflichtet, mit allen ihm geſetzlich zu Gebote 
ſtehenden Mitteln zu verhindern, daß Hundebeſitzer ihre Hunde frei im Jagd⸗ 
bezirk herumlaufen laſſen. s 8 nn Hrn 

(1) Im Eigenjagdbezirk iſt der Pächter zum Wildſchadenserſatz — nicht N 
verpflichtet. Der Tod des Verpächters berührt den Fortbeſtand des Vertrags 
nicht. 


(2) Wird der Eigenjagdbezirk vom Verpächter ganz oder teilweiſe ver⸗ 
äußert, ſo iſt er verpflichtet, in dem Veräußerungsvertrage mit dem Erwerber 
die Übernahme dieſes Jagdpachtvertrags durch den Erwerber zu vereinbaren. 
Unterläßt er dies, ſo hat er dem Pächter eine Vertragsſtrafe in Höhe des ein⸗ 
jährigen Pachtzinſes zu zahlen. 99 


Die Koſten der Stempelſteuer tragen Verpächter und Pächter je zur 
Hälfte. 5 a 94 
0. 5 


f r 0 Bla ielttenezernännnBenennnn nes 


ß n OS 


Fi = 
Im übrigen richtet ſich der Vertrag nach den geſetzlichen Vorſchriften. 
(Ort „% „(Datum 1983 


(Verpächter) (Pächter) 
N Vorſtehender Vertrag wird — im ganzen Umfang — mit Ausnahme 
der im $ 10 enthaltenen Sonder bedingungen 


EEE c fe F genehmigt. 


Der Kreisjägermeiſter: 
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Salt... ift!!! empfingen Jagdſcheine Anlage 2 
Beginn der u 
10 Inländer 
a ne Name Stand Wohnort Kreis Jahres⸗ Tages⸗ 
Nr. Tag * f 
Monat . 
3 4 5 6 758 
Schulze, Bauer Neudorf Prenzlau 1 
Ernſt 


Kaufmann Prenzlau Prenzlau | 1 
landw. Adorf Prenzlau 
Gehilfe 


„ FJahres⸗ 
Ausländer 8 j „ unent⸗ Doppel⸗ Betrag 
Jahres⸗ Tages⸗ ie 5 5 geltliche aus⸗ der Abgabe Bemerkungen 
1 a E 88 5 
Jagdſcheine Jugendl. Jagdſcheineffertigungen A 
02,0 11 12 13 14 15 16 


30 
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Abſchußplan für die Zeit von u 


Revier u ee... 8 — 
Name des oder der Jagdausübungsberechtigten: een — 


Größe des Reviers in a:: ed Wals?! 
— E—Uů4ũãͤdũv! r rr ppßß&Gꝙꝙ&Bdꝙ]GêGd ʃ˖Rꝛ:: ⁵˙ iꝗi/ͤm 
Rotwild Damwild Muffelwild 


0 
8 85 8 
8 22 8 2 

* © => 2 

* 

3 2 3 8 2 
2 5 38 5 = 
S8 82 2 2 
Go S >) (6) 


Vom Jagdausübungsbe⸗ 
berechtigten vorgeſchla⸗ 
gener Abſchuß 


Sp. II 


Vom Kreisjägermeiſter 


genehmigter Abſchuß 
\ 


Sp. III 


Durchgeführter Abſchuß | 


Sp. IV 


Im letzten Jahre wurden an Wildſchaden Qt gezahlt. 


Alle Abſchußanträge ſind dem Kreisjägermeiſter in zweifacher Ausfertigung ein⸗ 
zureichen. 

Bemerkungen: 

Spalte I ift nur dann auszufüllen, wenn die betreffende Wildart das ganze Jahr hin⸗ 
durch Standwild iſt, andernfalls iſt ein Vermerk zu machen, daß das Wild aus einem Nachbar⸗ 
reviere, das zu nennen iſt, zuwechſelt, die Spalte I iſt ſchräg zu durchſtreichen, wenn die betr. 
Wildart nicht vorkommt. 5 
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888 19 Anlage 3 
Wieſ enn ee Waser == 

Rehwild Berſchiedenes | 

© E = E E E 8 
& S S d SS 5 8 


unterſchriften ) 


unterſchriften f) 2) 


Unterſchrift **) 


„) Spalte II und Spalte IV ſind durch den oder die Jagdausübungsberechtigten und Jagdbeſitzer (Eigen⸗ 
jagden) und den Jagdvorſteher zu unterſchreiben. 

) Spalte III iſt durch den Kreisjägermeiſter zu unterſchreiben und zu ſtempeln. 

+) Zum Nachweis des durchgeführten Abſchuſſes iſt gemäß $ 42 Abi. 5 des JG. die Abſchußliſte für die 
letzten drei Jahre vorzulegen. 


Die Zählung des Wildbeſtandes ſoll möglichſt nach Anweiſung des Kreisjägermeiſters 

0 Wintertag im ganzen Kreiſe vorgenommen werden, andernfalls erfolgt Angabe nach 
ätzung. 

Als jagdbar gilt ein Hirſch, wenn er öſtlich der Elbe ein Geweihgewicht von mindeſtens 
8 Pfund, weſtlich der Elbe ein ſolches von mindeſtens 6 bis 7 Pfund hat, auf die Endenzahl 
kommt es nicht an. : a = 

Als Schaufler gilt nur der Vollſchaufler, als jagdbarer Bock im allgemeinen nur der 
ältere, mindeſtens 3 jährige Bock. f ö 
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Abſchußliſte für die Zeit vom 3 


Reber und ess 8 — 


Größe des Reviers in ha: = Feld Wald Wieſenn Waſſer 


g i 


Rotwild | | Dammild | | Murfetwite 
u 0 8 
8 * 8 2 
& Jahr und Tag | 8 © 2 28 8 = 
2 8 >| 8 8 or 
& | der tum ß , ß s| |si2 88]. [2:38 
S 3 S 5 5 8 5 2 5 
o S 8 & | . 98 2 


Summe: | | 


Bemerkungen: 


Die Abſchußliſte iſt vom Jagdausübungsberechtigten zu führen. Sind mehrere Jagd⸗ 
ausübungsberechtigte vorhanden, ſo iſt einer mit der Führung der Abſchußliſte zu beauftragen. 
In die Spalte Verwendung iſt bei Verkauf des Wildes einzutragen, an wen das Stück verkauft 


worden iſt. 


Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 9, ausgegeben am 2. 3. 34. 105 


MORE 725 Kerr 19 Anlage 4 


Rehwild 


Verſchiedenes 


Angabe über Verwendung 


Großtrapp. Hähne 


Jagdbare Böcke 
Geringe Böcke 
Schmalrehe 
Birkhähne 
Auerhähne 


Ich beſcheinige, daß ſämtliche erlegten Stücke 
eingetragen ſind. 
Sind mehrere Abſchußliſten für den dreijährigen Zeitraum notwendig, ſo iſt die Summe 
der erſten Abſchußliſte auf die zweite uſw. zu übertragen. 
Die Zahlen des genehmigten Abſchußplans ſind nach dem Abſchußplane durch den Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten einzutragen. f 9 2 5 
Wild, das in der Nachbarjagd krankgeſchoſſen, aber im eigenen Revier zur Strecke ge⸗ 
kommen iſt, iſt zu vermerken. Die Anrechnung erfolgt jedoch ſtets in dem Reviere, wo das Stück 
krankgeſchoſſen wurde. ; 


tr.12%3 


101 ben. 8 
u, 101 R 30 


Dr.Grund 
ve 
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Wildurſprungsſchein Aran 5 


(gültig für 14 . man von dem im Nachſtehenden N en an Ben da3 
Wild zur. u gebracht wurd 


RE ee Be © JJ ee RR 
SSBADDESTUESN t ee en ee ee dei eier ae 3 
(Name des Eigen- oder gesehen Jagdbezirkes oder des preußiſchen Forſtamts) 
Jagdlausübungs) berechtigter ee 5 
(Name und Anſchrift des Eigenjagbbeſtgers, des Jagdpächters oder des zuſtändigen Forſtmeiſters) 

Wildart tt: ß 5 
Geschlecht: one 
(Hier auch Angabe, ob es ſich gegebenenfalls um ein Kalb oder Kitz handelt) 

Gewih ! ß ß „ = 
nenn nente seien „„ et eu EL 


Trichinenſchau hat — nicht — ſtattgefunden. 
(Nur im Falle von Schwarzwild auszufüllen. — Nichtzutreffendes iſt zu durchſtre chen) 


Verſandt — Verkauft — am: „ 6 6 „% „%% „„ „„ 1 „140 e % „„ „„ „„ „ 2 „„ „„ „„ „ „ „% „%% „ % 0% 19 „ 
(Nichtzutreffendes iſt zu durchſtreichen) 
n e ee eee 1 


(Unterſchrift des Jagd(ausübungs) berechtigten: Eigenjagdbeſitzers, Jagdpächters, 
Forſtmeiſters oder deren Stellvertreter) 


fteger { Beglaubigt durch: 


—]]]õggh Y ekttttttdzeezzzd—.—u—I—e—— e 
05 
” 


Kreisjägermeiſter 
Zur Beachtung! 

1. Ein Wildurſprungsſchein iſt erforderlich für das Befördern und Verſenden ſolvie 
das Feilhalten, den An- und Verkauf von Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Muffel⸗, Reh⸗ und 
Schwarzwild in unzerlegtem Zuſtande. Die Vorſchrift hinſichtlich des Feilhaltens, 
des An⸗ und Verkaufs, nicht aber hinſichtlich des Verſendens, gilt nicht für Wieder⸗ 
verkäufe des Wildes durch Wildhändler. 

2. Als ſtaatliche Verwaltungsgebühren für die Beglaubigung von Wildurſprungs⸗ 
ſcheinen werden nach Nr. 44 des Gebührentarifs zur Verwaltungsgebührenordnung 


erhoben: 
für jedes Stück Elch⸗, Schwarz⸗, Rot⸗ und Dam wild RM = 
für jedes Ollidtehimtlder sec ck ses sales teisclsee.eiemeierneihleerte RM 0,50 
für alle anderen Wildarten je Stüktt RM 0, 25 


3. Für Schwarzwild iſt die Trichinenſchau vorgeſchrieben. Sie erfolgt in der Regel 
durch den für den Erlegungsort zuſtändigen Trichinenbeſchauer. Hat die Unterſuchung 
aus irgendwelchen Gründen durch dieſen nicht ſtattfinden können, ſo hat ſie am Be⸗ 
une e zu erfolgen. Dies iſt auf dem Wildurſprungsſcheine zu vermerken (vgl. 
umſeitig) 

4. Vom Beginn des 15. Tages der für das weibliche Elch, Rot⸗, Dam⸗ und Rehwild 
feſtgeſetzten Schonzeiten bis zu deren Ablauf iſt es verboten, Wild der geſchonten 
Gattung in ganzen Stücken oder zerlegt, aber nicht zum Genuß fertig zubereitet, zu 
befördern, zum Verkauf herumzutragen oder auszuſtellen oder feilzubieten, anzu⸗ 
115 N den Verkauf von ſolchem Wilde zu vermitteln ($ 74 des Preußiſchen Jagd 
geſetzes 


e den vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin, 
Verlag: R. v. Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin Wg, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,.— RM vierteljährlich); 


einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10 bis 40 v. H. Preisermäßigung. 


